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Ver Heimatdiensi

Innere Konsolidierung und auszenpolitischeAktionsfähigkeit
Rede des Reichsministers des Auswärtigen Dr. Curtius in der Sitzung des Keichsrats

vom 20. November 1930.

Jn der Bollfitzung des Reichsrats vom 20. November d. J. wurden vie Sanierungsgesetze unb der Rei setat für 1931 angenommen.
Am Schluß der Sitzung sprach Reichskanzler Dr· Vrüning dem Rei srat für seine außerordentlich
wertvolle Arbeit den Dank der gesamten Neichsregierung aus.

s nelle, b n ebende und sachlich äußerst
So ann erteilte er dem Reichomincksterdes stärtigenDr. Curtius das

Wort zu grund ätzlichen Ausführungen über die·Außenpolitit der Reichsregierung.
Nach e nleitenden Bemerkungen über die Verhandlungen mit Litauen über die Memelautonomie und, die Auseinandersetzung mit

der Tichechoslowakei über die beutschfeindlichenAussehreitungen in Prog, die Gegenstand von Erörterungen im Auowärtigen Ausschuß des
Reichs-rate gewesen waren, führte Neichsminister Dr. Curtius aus-

Wenn ich von den Beziehungen zwischen dem vorliegenden
Gesetzgebungswerk und der Außenpolitik sprechen soll, so drängt sich
zuerst der Gedanke an die Lasten des youngsPlanes in
den Vordergrund. Gerade in dieser Beziehung sind allerdings die

Zusammenhänge so offensichtlich, daß ich dem, was darüber von

Regierungsseite schon bei anderer Gelegenheit öffentlich gesagt
worden ist, kaum Wesentliches hinzuzufügen brauche. Insbesondere
brauche ich gerade vor Ihnen nicht zu betonen, daß der Zusammen-
hang mit der Außenpolitik natürlich nicht so zu verstehen ist, als ob
die jetzt verabschiedeten Gesetze nur die Bedeutung eines Vorspiels,
eines bloß taktischen Mittels zur Einleitung außenpolitischer
Aktionen darstellten. Es handelt sich um ein Reformwerk großen
Stils, um den Plan, mit einschneidenden Maßnahmen Wirtschaft und

Finanzen in Deutschland zu sanieren. Insofern trägt das Gesetzes-
werk naturgemäß seinen unmittelbaren Zweck in sich selbst. Aber

gleichzeitig gilt es, der Tatsache ins Auge zu sehen, daß niemand
von uns heute wi sen kann, ob wir mit den Maßnahmen, die Ord-
nung in unserem ause schaffen sollen, auskommen werden und wann

wir auch internationale Schritte tun müssen, die in den Verträgen

käm
Schutze unserer Wirtschaft und Währung vorgesehen sind.

an wird im Ausland Verständnis dafür er-

warten dürfen, daß die Reichsregierung nach
Durchsetzung ihres Wirtschafts- und Finanz-
plans sich fortlaufend die Frage vorzulegen hat,
ob

fszienicht auch zu jenen Schutzmitteln greifen
mu ;

Es ist völlig abwegig, wenn von gewissen Stellen im Ausland
in solcher Haltung der Reichsregierung ein Infragestellen der deut-

schen Unterschrift gesehen wird. Wir werden den Neuen Plan nicht
zerreißen,den Vertragsboden nicht verlassen. Wir haben aber keine

Garantie für die Durchführbarkeit des Plans gegeben. Schon
Dr. Stresemann hat in seiner Rede vor dem Reichstag am 24. Juni
1929 erklärt, daß niemand die Garantie für die Durchführung
des young-Plans übernehmen könne,und daß auch niemand auf der

ganzen Welt eine Garantie von uns erwarte. Ich selbst habe eben-

falls alle Garantien oder auch nur Prophezeiungen über die Durch-
führbarkeit des Planes stets abgelehnt und diese Haltung gegenüber
allen Anfragen im Laufe der Beratungen des Neuen Plans durch
den Reichstag nicht geändert. Jene Kritik, die sich an die deutsche
Unterschrift unter dem youngsPlan knüpft, ist um so ungerecht-
fertigter, als auch die Kritiker einsehen müssen, daß nach den

Haager Konferenzen, erst recht seit der Pariser Sachverständigen-
konferenz vom Frühjahr 1929 eine völlige Verschiebung der ganzen
Weltwirtschaftslage und der besonderen deutschen Verhältnisse,gerade-
zu ein Erdrutsch, wie man nicht mit Unrecht gesagt hat, eingetreten
ist, und als von der Zusammenarbeit, die nach dem Willen der Sach-
verständigen und der ausdrücklichen Zusicherung der Gegenseitigkeit
durch die Regierungen ein wesentliches Hilfsmittel für die Lösung
der Aufgabe Deutschlands sein sollte, bisher wenig zu bemerken war.

Bei dem Ernst jund der Tragweite eines Entschlusses der Reichs-
regierung, von den Vertragsrechten des Neuen plans Gebrauch zu
machen, ist es selbstverständlich,daß die Reichsregierung nur nach
sorgfältiger Abschätzung aller in Betracht kommenden Faktoren
handeln wird. Sie ist aber davon durchdrungen, daß sie die Ver-

antwortung dafür trägt, daß das deutsche Volk durch unerträgliche
Lasten nicht seiner sozialen und sittlichen Grundlagen beraubt wird.

Aber mit diesem kurzen Hinweis auf die Reparationsfrage
ist die Bedeutung des Gesetzgebungswerkes für eine wirksame
Förderung unserer außenpolitischen Interessen nicht erschöpft. In
einer Zeit der Gärung und Spannung wie der Gegenwart ist die

Wechselwirkung zwischen Innen- und Außenpolitik eine stärkere und

unmittelbarere, als sie es in anderen Zeiten zu sein braucht. Zur
Durchführung der großen an sie herantretenden Aufgaben bedarf die

Außenpolitik ganz allgemein größtmöglicher Konsolidierung im

Innern, geordneter Finanzen, Wiedergesundung der Wirtschaft.
Die außenpolitischen Ziele, denen somit auch dieses große

Reformwerk dient, sind in den Regierungserklärungen vom I. April
und Is. Oktober 1950 dahin gekennzeichnet: Erringung der
nationalen Freiheit sowie der moralischen und materiellen Gleich-
berechtigung Deutschlands auf dem Wege des Friedens unter Ab-

lehnung einer Politik der Abenteuer.
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Mit der Rheinlandräumung, der Beseitigung der Finanz-
kontrolle und der Beendigung der Militärkontrolle ist ein gutes Stück
des Weges durchmessen. In der Vergangenheit ist unsere Aktions-

möglichkeit weitestgehend für diese Aufgaben eingesetzt worden,
Natürlich standen dabei unsere Beziehungen zu denjenigen Mächten
im Vordergrund, die für die Behandlung dieser Probleme in erster
Linie maßgebendwaren. Es ist aber ein haltloses Schlagwort, wenn

man der früheren und gegenwärtigen Außenpolitik den Vorwurf
einseitiger Orientierung machen will. Ich habe dagegen schon in
meiner Rede zum Volksbegehren vom 29. November 1929 und in
meiner Etatsrede im Iuni dieses Iahres Stellung genommen. Die

deutsche Außenpolitik, so etwa habe ich ausgeführt, war niemals in

dem Sinn ausschließlichauf die Lösung der vorerwähnten Aufgaben
eingestellt, daß sie darum andere Ziele auch nur vorübergehendaus

dem Auge verloren oder preisgegeben hätte. Das Ziel der Rhein-
landräumung war ein Teil einer Außenpolitik, die von vornherein
auf breitere Grundlage gestellt war, eine Grundlage, zu der sich
Deutschland stets offen bekannt hat, und die es auch in denjenigen
Perioden nicht verlassen hat, wo die Räumungsfrage und in Ver-

bindung damit die Reparationsfrage im Vordergrund aller unserer
diplomatischen Verhandlungen standen. Ebenso unberechtigt ist die

Behauptung, die Leitung unserer Außenpolitik sei ausschließlich oder

zu sehr auf die Beziehungen zu dieser oder jener einzelnen fremden
Macht eingestellt und lasse sich lediglich von der Rücksicht auf diese
Macht bestimmen. Gewiß ist die deutsch-französischeVerständigung,
die Zusammenarbeit mit Frankreich von der größten Tragweite für
die deutsche und europäische Politik überhaupt. Der err Reichs-
kanzler hat in einer Unterredung, die er jüngst einem onderkorres

spondenten des »Petit Parisien« gewährt hat, mit beredten Worten

dafür plädiert, daß auf dem Wege der Liquidation des Krieges die

beiden Hauptkontrahenten, Deutschland und Frankreich, in fried-
licher Zusammenarbeit mit den großen Nachbarstaaten den Boden

für eine aufrichtige Verständigung weiter pflegen und entschlossen
auf dem gemeinsam beschrittenen Wege weiter gehen. Aber selbst
in den Perioden, wo die Wogen der Diskussion über jene Themata
am höchstengingen, ist es nicht versäumt worden, gerade zu den

Ländern, die außerhalb des Kreises der Versailler Mächte standen,
wie die Vereinigten Staaten von Amerika und Sowjet-Rußland, die

Beziehungen zu pflegen und fruchtbar zu gestalten.
Nur Parteilichkeit oder Voreingenommenheit kann leugnen

wollen, daß hierbei Erfolge erzielt sind. Wir werden in der gleichen
Richtung auch in Zukunft weiter arbeiten müssen. Nicht in der

Illusion, als ob wir allein mit Hilfe dieser oder jener einzelnen
Macht die Folgen und Lasten des verlorenen Krieges aus dem Wege
schaffen könnten, sondern in der Erkenntnis, daß die Interessen
Deutschlands den Ausbau der internationalen Beziehungen überall

da gebieten, wo das für unsere Zeit von Vorteil ist. Wir erstreben
kein Bündnissystem nach dem Muster der Vorkriegszeit. Deutsch-
land hatnicht das mindeste Interesse daran, daß sich eine Scheidung
der Staaten in getrennte Lager vollzieht. Wenn sich freilich
gegensätzliche Auffassungen zwischen den Regie-
rungen über die prinzipiellen Grundlagen der
internationalen Politik herausbilden, wird man

uns stets auf der Seite derjenigen finden, die

sich für Gleichberechtigung und fortschrittliche
Gestaltung der Dinge einsetzen. Das habe ich schon im

Juni dieses Jahres im Reichstag ausgeführt. Was wir erstreben,
ist eine weitestgehende Zusammenarbeit zur Beseitigung der Kriegs-
ursachen, zur Hebung der Wirtschaftskrise, zur Ermöglichung des

Ausgleichs der gewaltigen Spannungen auf allen Gebieten mensch-
licher Betätigung, Aufgaben, die unserer Zeit gestellt find, die aber

nicht in der Vereinzelung oder auch nur von einzelnen Völkern ge-
löst werden, sondern die umfassendste Solidarität erfordern. Wir

unterstützen aktiv die Bemühungen, die europäischeWirtschaft durch«
Zusammenarbeit zu ordnen und zu heben, Probleme, die gerade jetzt
in Genf in der dort tagenden Regierungskonferenz gefördert werden

sollen, und die zu den interessanten Vorschlägen einer Zollpräferenz
für südosteuropäischesGetreide in Europa und einer grundlegenden
Festlegung des vertraglichen Systems zwischen den Schutzzolländern
und den Freihandelsländern in Europa geführt haben. Wir dürfen.
aber auch nicht an den politischen Ursachen der europäischenNot
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vorbeigehen. Wir halten, wie wir in der Antwortnote auf die

dankenswerte Anregung des französischen Außenministers »zur
enropäischen Zusammenarbeit zum Ausdruck gebrachthaben, eine
mutige Reform im Geiste d»erVerstandigung fur
notwendig, die die Grundsatze der vollen Gleich-

berechtigung, der gleichen Sicherheit für alle und

des friedlichen Ausgleichs der natükllchen

Lebensnotwendigkeiten der Völker zur Anwen-

dungbringt
« ·

Von solchen Grundgedanken getragen, lassenSie mich zu den
Problemen Stellung nehmen, die gegenwärtigund noch auf lange
hinaus die Außenpolitik beherrschen und die Gegenstand eingehen-
der Erörterungen in der französischenKammer gewesen sind, der

Abrüstungss und der Revisionsfrage.
Auf die Einzelheiten der A b r üst u n g s f r a g e

,»
die zur

Zeit in Genf zur Erörterung stehen, will ich hier nicht näher
eingehen. Wir können zum Grafen Bernstorff, der den deut-

schen Standpunkt in voller Übereinstimmung mit den Absichten der

Reichsregierung vertritt, das Vertrauen haben, daß er seine
schwierige Aufgabe dort wie bisher mit dem Mute und der Ent-

schlossenheit durchführt, die sich auf das gute Recht Deutschlands
stützen. Jch brauche vor Ihnen auch nicht einmal alle grundlegenden
Gedanken zu wiederholen, die schon in früheren Kundgebungen, zu-
letzt noch in der Entschließung des Auswärtigen Ausschusses des

Reichstages, über die Abrüstung klar und eindeutig zum Ausdruck

gekommen sind. Dagegen erscheint es mir geboten, hier gewissen
Äußerungen entgegenzutreten, die wir vor wenigen Tagen aus dem
Munde des Chefs der französischen Regierung gehört haben.
Während wir in der Abrüstungsfrage folgerichtig und beharr-

lich die gleiche Linie eingehalten und hierbei in wachsendem Maße
Zustimmung sowie Unterstützung anderer Länder erfahren haben,
beabsichtigt anscheinend die französische Regierung, eine völlige
Kursänderung vorzunehmen. Sie verläßt nach den Worten ihres
Chefs den Boden, der seit 1919 die Grundlage aller Abrüstungs-
verhandlungen gewesen-ist. Wie soll ich es anders auslegen, wenn

von so maßgebender französischerSeite gesagt wird, daß von einem

vertraglichen Rechte Deutschlands auf eine allgemeine Abrüstung
nicht die Rede sein könne, daß vielmehr der den Besiegten auf-
erlegten Verpflichtung nur ein spontaner Wunsch der Sieger gegen-
überständek Der französischeMinisterpräsidentist ein zu guter
Kenner des Vertrages von Versailles, als daß ihm nicht die Be-
stimmungen bekannt sein sollten, die das ganze Kapitel über die Ent-
waffnung Deutschlands einleiten. Er ist auch ein zu guter Kenner
der Versailler Vorgänge, als daß er nicht wissen sollte, wie, in

Übereinstimmungmit dieser Einleitung, das Ultimatum der alliierten
und assoziierten Mächte den Zweck der Entwaffnung Deutschlands
feststellte. Dort steht deutlich und in bindender Form, daß
der Zweck der deutschen Entwa fnung die Herbeiführung der all-
gemeinen Abrüstung ist. Im chlußprotokollvon Locarno haben
ferner die vertragschließendenMächte ihre feste Überzeugung er-

klärt, »daß die Inkraftsetzung der LocarnosVerträge und Ab-

kommen, . . . indem sie Frieden und Sicherheit in Europa festigt,
das geeignete Mittel sein wird, in wirksamer Weise die . . . Ab-

rüstung zu beschleunigen«. Wenn Worte in Verträgen einen Sinn

haben, dann kann dies alles nur eindeutig verstanden werden:

Nachdem Deutschland die Voraussetzung erfüllt
hat, muß die vertraglich festgelegte Folge, näm-

lich die allgemeine Abrüstung, eintreten. Und

sieht nicht neben diesen Vertragsbestimmungen der Artikel 8 des

Völkerbundspaktes,der die Bundesmitglieder in feierlicher Form
auf die Abrüstung festlegtp Das alles ist so klar, daß es nicht ein-
mal nötig sein sollte, auch noch darauf hinzuweisen, daß sich die

amtlichen Vertreter Frankreichs in Genf stets offen zu dieser Rechts-
grundlage bekannt und nicht nur die moralische, sondern auch die

rechtliche Verpflichtung Frankreichs und der übrigen Staaten zur

Abrüstung anerkannt haben. Ich kann mir nicht denken, daß der

französischeMinisterpräsident jetzt, wo das Abrüstungsproblemzur
endgültigen Entscheidung drängt, eine These durchsetzenwill, die die

Basis aller Verhandlungen der letzten zehn Jahre berühren würde.
Es handelt sich hierbei ja nicht allein um rechtmäßigeForderungen
Deutschlands,·sondernum eine der wichtigsten Aufgaben des Völker-

bundes, dessen Zukunft, ja dessen Bestand gefährdet würde, wenn er

sich nicht imstande erweisen sollte, das Abrüstungsproblemzu lösen.
Nicht nur für uns, für alle Welt ist die Lösung der Abrüstungss
frage der Prüfstein des Völkerbundes. Deutschlands Anspruch auf
Abrüstung aller Staaten, dieser wesentliche Faktor aller Friedens-
sicherungen, ist stets ein Angelpunkt der Genfer Verhandlungen ge-
wesen. Ich kann an ein ernsthaftes Bestreiten unseres deutschen An-
spruchs nicht glauben. Nicht einmal in der Zeit absoluter
militärischer Gewalt, als Frankreich und seine Alliierten uns den
Versailler Vertrag diktieren konnten, hat die Willkür der Sieger
gefordert, daß die einseitige Entwaffnung Deutschlands dauernd eine
einseitige Auflage bleiben solle. Heute, zwölf Jahre nach Friedens-
fchluß erhoben, würden solche Forderungen unabsehbare Folgen
haben: Sie würden den Bestand des Völkerbundes und aller anderen

— als das vielfach bisher der Fall-ist-

o

Friedenssicherungen auf das schwerste gefährden, da diese alle auf
Gleichberechtigung der Völker und Vertragsteile beruhen.

Nicht weniger angreifbar scheinen mir die übrigen Argumente
zu sein, mit denen Herr Tardieu den französischenStandpunkt recht-
fertigen will. Jch glaube, daß es nicht nur in Deutschland auf
starke Skepfis stößt, wenn er nachzuweisen versucht, daß Frank-
reich seit dem Weltkrieg sehr wesentliche Verminderungen seiner
Gesamtrüstung vorgenommen habe. Ich möchte aber auf die von

ihm angeführten technischen Einzelheiten, insbesondere auf den Ver-

gleich der französischen Effektivstärken mit den Effektivstärken
anderer Länder, meinerseits nicht eingehen. Vielleicht wird der

Reichswehrminister demnächst einmal Gelegenheit nehmen, auf
Grund seiner militärischen Sachkenntnis diese Dinge in das richtige
Licht zu stellen. Dagegen liegt mir daran, noch ein Wort dazu zu
sagen, daß Herr Ministerpräsident Tardieu zur Stützung seiner
Äußerungen auch Einwendungen gegen die- deutschen Entwaffnungss
maßnahmen erhoben hat. Er hat von der Polizei, von der Ordnung
der Militärtransporte und von den alten Kasernen gesprochen. Da

möchte ich doch zunächsteinmal die Frage aufwerfen, ob das denn

wirklich Dinge sind, die nach den ungeheuren, von keiner Seite zu
bestreitenden Leistungen Deutschlands auf dem Gebiete der Entwaff-
nung überhaupt erwähnt werden dürfen, wenn man den Rüstungss
stand der einzelnen Länder kennzeichnen will. Sodann kann ich aber

feststellen, daß selbst in diesen Punkten längst Einzelvereinbarungen
mit der Botschafterkonserenz vorliegen, die von uns ordnungsmäßig
zu den verabredeten Terminen durchgeführtwerden. Auf einen

psychologisch bedeutsamen Irrtum möchte ich besonders hinweisen:
.Wenn Herr Tardieu gerade an den Reichswehrminister die vor-

wurfsvolle Frage richtet, warum er denn so viele von- den Liegen-
schaften der alten deutschen Armee behalten wolle, so geht die An-

frage an die falsche Adresse. Es ist gar nicht der Reichswehrminister,
sondern der Reichsfinanzminister, der sich —- mit Recht — um die

Erhaltung einer Anzahl von Kasernen, Bürogebäuden,Lagerschuppen
-

und dergleichen bemüht, einfach aus dem Grunde, um eine sinnlose
Zerstörung wirtschaftlicher Werte zu vermeiden, wie wir sie ja leider

nur zu oft über uns haben ergehen lassen müssen. Ich vermag nicht
einzusehen, warum Bauten, die einer zivilen Verwendung fähig sind,
abgerissen werden sollen, weil sie früher einmal militärisch ver-

wendet wurden. Es ist vielleicht nicht ohne Inter-
esse, festzustellen, daß wir uns in dieser Frage
der militärischen Liegenschaften gegen eine Ver-

nichtung von Gebäuden haben wehren müssen, die

dem Reich und den Ländern ein nutzloses Opfer von hundert Mil-
lionen Mark und mehr gekostet haben würde. Aber genug davon.

Ich bin der Ansicht, daß man mit solchen Argumenten dem Ernst
des Abrüstungsproblems nicht gerecht wird, und daß diese Argumente
uns nicht veranlassen können, die gerade Linie der von.uns befolgten
Politik aufzugeben. Wir werden den internationalen Prozeß vor

dem Genfer Forum unbeirrt zum Abschluß führen. Die Arbeiten
der jetzt in Genf tagenden Kommission, die unseren begründeten
Ansprüchen in keiner Weise Rechnung getragen haben, verdienen

nichts anderes als ein schnelles Ende. W i r f o r d e r n d i e

baldige Einberufung der allgemeinen Ab-
rüstungskonferenz selbst, ausf der jedes Land über

seine wahren Absichten wird Farbe bekennen

müssen, und auf der die endgültige Entscheidung
darüber fallen wird, ob man Deutschlands An-
spruch auf eine Abrüstnng, die gleiche Sicherheit
für alle bringt, anerkennen will oder nicht. Wenn
der französische Außenminister für Frankreich
ein Naturrecht in Anspruch nimmt, die Landes-
grenzen zu sichern, zum Schutze gegen jede-n An-

griff alle erforderlichen Verteidigungsmaßs
nahmen zu treffen, so muß das entwaffnete und
von waffenstarrenden Völkern umgebene Deutsch-
land erst recht den Anspruch auf Sicherheit er-

heben. Hier kann nicht mit zweierlei Maß ge-
messen werden. ·

Die Reichsregierung hat in zahlreichen Kundgebungen ihre
feste Entschlossenheit bekundet, allen radikalen Bestrebungen, allen

abenteueklickjznPlänen in der vAußenpolitik mit ruhiger Be-

sonnenheit entgegenzutreten Sie hat daher das Recht, zu er-

warten,- daß das Ausland für unsere Lage mehr Verständnis zeigt, ;

Der Herr Reichskanzler hat
sich in jenem schon erwähnten Interview MisStoßekOffenheit
und Klarheit über unsere Beziehungen zu Frantkktch Tut-gesprochen
und dabei betont, daß unsere letzte innere Entwicklung in Franks-ich
eine Beurteilung und Wertung gefunden hat, die sich nur aus eilt-ZU

völligen Mißverstehen«der eigentlichen Ursachen und Zusammen-
hänge erklären läßt Ich muß heute, wenn ich mir die letzten
Debatten der französischen Kammer vergegenwärtige, zu meinem
Bedauern sagen, daß auch , diese Debatten in weitgehendem Maße
von dem gleichen Mißversteheii» beeinflußtworden find. Gern will

ichsanerkennen, daß die zverantwortlichen französischenStaatsniänner
sich bemüht haben, den alarmierenden Meinungsäußerungenihres
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Tandes und ihresParlamentes über die Entwicklung in Deutsch-
land und über die dem deutschen Volk zugeschobenen Absichten und

Pläne entgegenzuwirken. Aber zu den konkreten Fragen der Politik
haben doch auch sie eine Stellung eingenommen, die den Dingen
nicht gerecht wird. Das gilt, wie gesagt, zunächst von deni fran-
zösischenStandpunkt in der Abrüstungsfrage. Aber auch in- den
anderen großen Fragen, die uns in Deutschland bewegen, müssen
wir in vielen französischenReden dasjenige Verständnis vermissen,
das mir für die Fortsetzung der Zusammenarbeit, wie wir sie
wünschen, erforderlich erscheint.

Der französischeAußenminister hat von guten und schlechten
Teilen des Versailler Vertrages gesprochen. D aß es schlechte
Teile dieses Vertrages gibt, Teile, die nicht
auf die Dauer das Gesetz Europas bleiben
können, wenn unser Kontinent in Ruhe und

Sicherheit leben will, das ist nicht nur die

überzeugung des ganzen deutschen Volkes-
sondern ist eine unumstößliche Wahrheit. Ich
will heute nicht von den Wilsonpunkten und von der Verletzung
unseres Gerechtigkeitsgefühles sprechen. Gewiß ist die These
des französischen Ministerpräsidenten richtig, daß der Versailler
Vertrag die ungeheuren Verluste des Krieges nicht verursacht hat.
Der Vertrag hat aber ganz gewiß schlechte Mittel gewählt, um

sie zu beseitigen. Er hat dadurch die Kriegsschäden erhöht und

ihre Nachwirkungen verlängert. Vorhandene Gegensätze hat er ver-

tieft, die Unruhe in ganz Europa rastlos gemacht. Dieser Erkenntnis

hat die amtliche deutsche Politik immer wieder Ausdruck gegeben.
Es ist nicht richtig, die Dinge so darzustellen, als ob nun plötzlich
und unerwartet in Deutschland unter irgendwelchem innerpolitischen
Druck eine Revisionskampagne entfacht würde, die einen Um-

schwung der ganzen bisherigen Politik bedeute. Der Gegensatz
der Grundauffassungen ist seit langem offenbar, vder Widerspruch
zwischen allen fortschrittlichen Kräften und der Politik des starren
status quo. Seit mehr als 11 Jahren weisen wir auf die Lehren
der Geschichte hin. Ich erinnere an die Erklärungen der deutschen

- Friedensdelegation in Versailles, an die Warnung der deutschen
Denkschrift von 192Z: die Entwicklung steht nicht still. Ich darf
auch jenen wichtigen Punkt der TocarnosDebatten in die Erinnerung
zurückrufen,bei dem es sich um die Differenzierung unserer Haltung
gegenüber unseren westlichen und östlichen Grenzen handelte. Soll

ich an die vielen öffentlichen Erklärungen Stresemanns und anderer

deutscher Minister erinnern, die von demselben Gedanken getragen
waren? Ist es nicht seit langem für die ganze
Welt eine notorische Tatsache, daß das deutsche
Volk es nicht für möglich hält, sich mit dem

gegenwärtigen Stande der Dinge, insbesondere im

Osten, einfach abzufinden?
»

Herr MinisterpräsidentTardieu greift fehl, wenn er meint, daß
der R e v i s i o n s g e d a n k e von Deutschland leichtfertig an-

geschnitten worden sei. Er begeht aber darüber hinaus meiner
festen Überzeugung nach als Staatsmann einen schweren Fehler,
wenn er die Ansicht vertritt, schon das Aufwerfen gewisser Fragen
sei gleichbedeutend mit Krieg. Wäre das richtig, dann wäre —-

———-—Z

das muß mit allem Ernst ausgesprochen werden — jede Hoffnung
auf eine gedeihliche Zukunft nicht nur Deutschlands, sondern Europas
verloreni Wir lassen uns nicht von romantischen Träumereien

bewegen und jagen nicht imperialistischen Plänen nach. W a s wir
erstreben, wird uns diktiert von den Lebens-
notwendigkeiten unseres Volkes, Tebensnots

wendigkeiten, die mit denen keines anderen
Volkes unvereinbar sind. Einen anderen Weg als den
der friedlichen Verständigung ziehen wir nicht in Betracht, das

bestätige ich dem französischenAußenminister ohne Vorbehalt. Wir,
gerade wir bedürfen des Friedens. Wir sind von der Notwendigkeit
seiner Erhaltung durchdrungen. Im Zeitalter internationaler Zu-
sammenarbeit muß sich ein friedlicher Weg zur Anpassung und zum
Ausgleich der Lebenserfordernisse der Völker finden. Die Vernunft
wird sich durchsetzen.

Nur ungern folge ich dem französischenMinisterpräsidenten auf
das Gebiet juristischer Interpretationen, das er mit seinen Aus-

führungen über den Artikel 19 betreten hat. Wie dieser Artikel
in den verschiedenen Stadien seiner Entstehung geliautet haben mag,
ist ohne Belang.s Er gilt so, wie er im Völkerbundspakt steht, und
wie ihn das schon erwähnte Ultimatum der Siegermächte von 1919
selbst charakterisiert hat, nämlich als Einrichtung einer Prozedur,
uni die Regelung von 1919 fortschreitend der Veränderung der«Ver-

hältnisse anzupassen. Wenn Herr Tardieu von der Notwendigkeit
der Einstimmigkeit bei einer etwaigen Anwendung des Artikels 19
gesprochen hat, iso bestreite ich das nicht nur in rechtlicher Beziehung,
sondern ich bedauere vor allem, daß er den Anschein erweckt, als
wolle er, wie die Dinge künftig im gegebenen Falle auch liegen
mögen, im voraus das Veto Frankreichs ankündigen. Auf den

Artikel 19 kommt es übrigens gar nicht einmal in erster Linie an.

Ebenso auch nicht auf andere mögliche Prozeduren, die in der inter-
nationalen Rechtsordnung vorgesehen find. Entscheidend ist allein die

Einsicht und der Wille der Regierungen. Selbst wenn der Artikel 19
oder andere Prozeduren gar nicht beständen, bleibt es dabei, daß
nicht starre Verträge, sondern das Leben der Völker die Zukunft
bestimmen müssen. Es ist daher Aufgabe der Staatskunst, gefahr-
volle Gegensätze rechtzeitig auszugleichen und Raum für alle Ent-

wicklungsmöglichkeitenzu schaffen.
Ich habe in meinen Ausführungen mich offen und freimütig

über die aktuellen Fragen unserer Außenpolitik ausgesprochen
und dabei zugleich, wie der französische Ministerpräsident, auch
für mich das Recht des modernen Staatsmannes in Anspruch
genommen, nicht nur zu den Bürgern des eigenen Volkes, sondern
auch von Volk zu Volk zu sprechen. In diesem Sinne habe ich mit

meinen Darlegungen vor allem auchsum Verständnis für den deutschen
Standpunkt werben wollen. Lassen Sie mich zum Schluß der Hoff-
nung Ausdruck geben, daß die Mitglieder des Reichsrats mit meinen

grundsätzlichenAusführungen zur Außenpolitik zustimmen und daß
die große Mehrheit des deutschen Volkes hinter die Außenpolitik
der Reichsregierung tritt. Ich hoffe aber auch, daß der Ernst der

Tage und die Notwendigkeit«erkannt wird, die Außenpolitik nicht
nur mit leidenschaftlichem nationalen Wollen, sondern auch mit

Festigkeit und Besonnenheit zu führen.

Wie Deutschland die Revisionsfraae sieht.
(Vergleiche den Aufsatz »Die Revisionsfrage«in Heft 22 des »Heimatdienst«".)

Wenn im allgemeinen das Ausland wenig oder kein Verständnis
hat, daß die Reparationsfrage schon im jetzigen eitpunkt wieder auf-
gerollt wird, so sieht das Problem vom deuts en Standpunkt aus

ganz anders aus. Die Weltwirtschaftskrise hat die Erkenntnis über
die wahre Lage Deutschlands über Nacht zum Allgemeingut
des deutschen Volkes gemacht. Deutschland hat seine Kapitalreserven
durch Krieg und Inflation vollständig eingebüßt. Die Neubildung
von Kapital ist, wenn man sie mit dem Nullpunkt der Stabilisiez
rungszeit vergleicht, gewiß beachtlich, aber durchaus unzukeichehd
Wenn die deutschen Spareinlagen zur Zeit bereits wieder 10 Mil-

liarden RM. erreichthaben, so macht dies gegenüber dek Vokkkiegz-
- zktt unter Berücksichtigungder Geldeniwertung nicht viel mehr al-

VW Hakftedes fkühekvorhandenen aus, von dem Defizit ganz zu
fchWetgeMdas sichMS der Berücksichtigung des inzwischen ein-

getretenkslüotmsälenWachstumsbedarfs der deutschen Wirtschaft er-

geben Würde. Die Auffüllung des Kapitalvakuums wurde vor allem

dürch den Abzug der Reparationssummen verhindert. Sie erfolgte
aber vorübergehenddurch den gewaltigen Zustrom von Auslandsgeld,
herrührend aus lang- und kurzfristigen Anlei-hen, und aus rückfließens
dem Fluchtkapital. Wurde dieser Kapitalzustrom auch im allgemeinen
produktiv angelegt, so bestanden doch seine mittelbaren Auswirkungeir
in einer Aufblähung des inneren Wirtschafts- und Produktions-
a parates, der infolge dauernden Umstellungszwanges keine innere

ngtigungerlangen konnte, verbunden mit dem Aufbau eines

368

dem Grad der Produktionssteigerung angepaßten Preis-, Lohn-
und Sozialniveaus, das zwar für sich erstrebenswert ist, aber bei

der unsicheren Lage Deutschlands keinen Dauerwert besitzen konnte,
sondern die Ursache gewaltiger Rückschlägesein mußte. Hierzu kam
— angesichts der Kapitalarmut der Privatwirtschaft —- ein groß-
zügiger Ausbau der öffentlichenWirtschaft, die. zur Zeit mehr als
50 V.H. des Volkseinkommens kontrolliert, was dazu führte, daß
die Konjunkturempfindlichkeit der öffentlichen, für den Beschäfti-
gungsgrad der Allgemeinwirtschaft so bedeutsam gewordenen Ein-

nahmen bedenklich gestiegen ist. Der usammenbruch des inter-

nationalen Preisgebäudes hat zwar für die deutsche Handelsbilanz
zunächst gelindere Folgen als für die Bilanzen des Auslandes

gehabt, da wir mehr auf die Einfuhr der hauptsächlichbetroffenen
Rohstoffe als auf die von Fertigwaren angewiesen sind, aber der

Druck, den Reparationen in Zeiten chronischer Kapitalarmut nun

einmal ausüben, wurde im ganzen erheblich verschärft,weil wir

praktisch in Gold zahlen müssen, die Waren aber, die wir hierzu
liefern, im Werte doch ganz erheblich gesunken sind. Ferner hat-der
fremde Kapitalzustrom — von den die Unsicherheit nur vermehrenden
kurzfristigen Krediten abgesehen — nicht nur erheblich nachgelassen;
bei den ersten Krisenanzeichen begann auch das Vertrauen in die
Stabilität der deutschen Verhältnisse zu sinken und zugleich das

heimische Kapital zu flüchten. Wenn auch die

deutxcheAusfuhr sich
etwas besserals z. B. die englischeAusfuhr gehalten at, so ist doch die
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Einfuhr beträchtlich gesunken, und der so in die Erscheinungtretende
Aktivsaldo ist, wie schon im Jahre 1926, alles andere»alsein Zeichen
deutschen Wohlstandes. Die Folge aller dieser Erscheinungennsteine

ungeahnte und voraussichtlich andauernde Arbeitslosigkeit mit ihren
verheerenden Wirkungen auf die psychischeVerfassungunseres»be-

drängten Volkes und auf die gesamte Finanzlage und Kapital-
marktlage Deutschlands. Der Schrei: Erst Brot, dann Reparationenl
formt sich unter diesen Umständen wieder von selbst. Ein wichtiges
Mittel der Außenpolitik zur Besserung unserer Lage, der Rückhalt
an einer übereinstimmenden öffentlichen Meinung, hat -die Not

schon verwirklicht; Welche Wege führen nun aber im übrigen
zum Ziel?

Der nächstliegendewäre die Erklärung eines M o r at o r i u m s.

Wir haben uns seinen äußeren Aufbau das vorige Mal klargemacht.
Zu prüfen bleiben noch seine praktischen Auswirkungen und seine
Voraussetzungen. Die Erklärung des Moratoriums liegt in unserem
freien E rm es s en. Daran ist im Hang nichts geändert worden.
Wenn wir erklärt haben, nur dann zum Moratorium schreiten zu
wollen, wenn Währung und Wirtschaft Deutschlands durch den

Transser der geschütztenReparationszahlungen ernstlich gefährdet
werden können, so kann dies nicht zur (schiedsgerichtlichen)
Anfechtung der Moratoriumserklärung selbst führen. Trotzdem
werden wir einen solchen Schritt nur unternehmen können, wenn

die genannten Gefährdungen objektiv gegeben sind. Denn andernfalls
wird der Beratende Sonderausschußein ungünstigesVotum abgeben
und »Maßnahmen hinsichtlich der Anwendung des Planes« vor-

schlagen, die dem eigentlichen Zwecke der Ilkoratoriumserklärung
zuwiderläufen und eine Einmischung in innerdeutsche Verhältnisse
mit sich bringen. —- Außerdem würde in Ermangelung der objek-
tiven Voraussetzungen eines Moratoriums eine rein politische Aktion

Deutschlands angenommen und mit allen verfügbaren politischen
Gegenaktionen, vor allem Kreditentziehungen größten Stiles, beant-
wortet werden.

Eine Gefährdung der Wirtschaft durch den Transfer
könnte man vielleicht heute schon als gegeben ansehen. Der

Nachweis der Währungsgesährdung ist schwieriger-. Transfer ist
die gegenwertlose Übertragung von Geld und Gütern über die

Grenze. Unsere ohnehin stark gefährdeteWirtschaft wird durch
den hierdurch entstehenden Druck auf den Kapitals und Devisens
markt ernstlich gefährdet. Auch die S achleistungen stellen eine

Gefährdung dar. Die weitverbreitete ss

Meinung, Sachleisiungen
schonten unsere Devisenbilanz, ist deswegen irrig, weil die Sach-
leistungen heute leider keine zusätzlicheAusfuhr bedeuten, sondern
fast vollständig unserer normalen Ausfuhr entnommen sind, deren

Gegenwert in Devisen wir einbüßen. Infolgedessen ist auch die

Konstruktion des youngplans,. wonach im Falle eines Moratoriums
der Transfer sowohl der Barzahlungen wie der Sachleistungenunters
bleibt, richtig.
dasselbe. Man kann die Währung nicht mehr als ungefährdet an-

sehen, wenn die gesamte Wirtschaft wankt. Den Einwand, daß wir

durch Anerkennung der Währungsgefahr unsere Wirtschaft und

Währung selbst in Gefahr bringen, müssen wir in Kan nehmen,
wenn Größeres auf dem Spiele steht. Schließlich ist die Beurteilung
der Gefährdung, die nicht immer eine momentane zu sein braucht,
eine Frage des Gradesz sie erfordert zweifellos die sorgfältigste Ab-

wägung aller erfaßbaren Faktoren. Will man die Devisenlage
allein für entscheidend halten, so muß man sich erinnern, daß durch
die Moratoriumserklärung keine unmittelbare Erleichterung ein-

tritt, da der Transfer erst 90 Tage nach der Erklärung eingestellt
wird. Dies würde beweisen, daß die ganze-Idee eines Tr ansfer-
moratoriums, eine Erfindung des youngplans, widersinnig ist. Der

Transfer ist an sich kein isoliertes Problem, sondern hängt mit der

Wirtschaft im allgemeinen ebenso eng zusammen wie mit der Auf-
bringung der Reparationszahlungen im besonderen. Für die Ent-

scheidung ist wichtig, daß unsere Üb erzeu gu ng genügt, daß die

Währung gefährdet werden kann. Sind unsere Beschwerden dann

objektiv begründet, so wird sich auch ein entsprechendes Weltecho
einfinden, das die ungünstigen Wirkungen politischer Gegen-
aktionen aufhebt.

’

Währung und Wirtschaft sind aber letzten Endes

Welche Maßnahmen soll nun im Falle eines Moratoriums der

Beratende Sonderausschuß vorschlagen? Hier entsteht
sofort die gesamte Problematik des Reparationsproblems selbst.
Geht es nach der Auffassung unserer Gläubiger, also z. B. des ver-

flossenen Reparationsagenten, so ist die Durchführung der Reparas
tionszahlungen nur davon abhängig, daß die Finanzen Deutschlands
in Ordnung gebracht werden. Mit dieser Einstellung, so falsch sie
ist, müssen wir rechnen. Die zwingende Folge, die sich aus dieser
Erkenntnis und den Erfahrungen der letzten Reparationsverhands
lungen ergibt, ist, daß wir zunächsteinmal unsere Finanzen selbst so
weit in Ordnung bringen müssen,daß wir eine gewisse innere Festig-
keit erlangen. Daß wir dabei keine Zeit verlieren dürfen, versteht
sichsvon selbst. Wenn msan demgegenüber einwenden wollte, daß die

Finanzsanierung ja die Anwendung der Schutzklauseln des youngi
plans unmöglich mache, so träfe das nicht den Kern. Einerseits
bedürfte es dazu eines Erfolges der Sanierung; bei seinem Aus-·

«

bleiben blieben wir aktionsfähig. Andererseits liegen im Falle durch-
greifenden Besserung der Wirtschaft und Währung nach erfolgreicher
Sanierung die obengenannten objektiven Voraussetzungen der Schutz-
klauseln nicht vor; dann verbietet sich ein solcher Schritt. Das Mora-
torium kann nur im äußerstenRotstande vorübergehenderDepression
Selbstzwecksein. Seine praktischen Erleichterungen sind gering, können
aber, zumal wenn das Ausland sichvernünftig verhält und die B.J.Z.
Maßnahmen zur Begegnusng der Schwierigkeiten trifft, vorübergehend
zu unseren Gunsten ausschlagen. Auf längere Dauer ist ein Mora-

torium, für sich betrachtet, deshalb gefährlich, weil das Damokles-

schwert ungeheurer Nachzahlungen über uns hängt. Diese Tatsache
führt zwangsläufig zur Diskussion über die praktische Durchführ-
barkeit des Voungplans überhaupt, wenn es inzwischen nicht etwa

gelungen ist, die ungünstigen Bedingungen, die zum Moratorium

führten, zu beseitigen, worauf naturgemäß die Anstrengungen
unserer Gläubiger und der B.J.Z. in erster Linie gerichtet sein
sollten. Sie bringt uns aber leicht in dieselbe Lage, die uns im

Falle der Pariser Sachverständigenverhandlungennötigte, dem
Drucke härtester Forderungen zu weichen.

Unter diesen Umständen wird man sich stets ernstlich fragen
müssen, was überhaupt der Zweck eines Moratoriums sein soll.
Sind die Voraussetzungen einer Aufrollung der gesamten
Reparationsregelung gegeben, was von der Heftigkeit
und der voraussichtlichen Dauer der Weltwirtschaftsdepresfion und

der besonderen Tage Deutschlands in wirtschaftlicher und politischer
Hinsicht abhängt, so kann ein Moratorium ein notwendiges, weil

drastisches Hilfsmittel zur Unterstützung eines deutschen Revis i-

onsantrages sein; dies ist aber nicht unbedingt notwendig,
wenn nämlich die allgemeine Tage- auch ein Vorgehen ohne
diese draftische Geste rechtfertigt. Die Meinung der Welt kann sich
rasch ändern; was heute nicht für möglich gehalten wird, kann

morgen
—- im Zeichen der gemeinsamen Not —- bereits durch-

führbar sein. Um die Weltmeinung aufzurütteln, bedarf es aller-

dings klarer Ziele und osfener Sprache. Die Erfüllung des youngs
plans setzt objektiv Umstellungen der deutschen Wirtschafts- und

Finanzgebarung voraus, die wir im Begriffe sind durchzuführen.
Der Erfolg dieser Umstellungen aber wird. nicht zum geringsten .

dadurch bedingt, wie die Gläubigerländer sich ihrerseits in ihren Be-

ziehungen zu Deutschland verhalten, um ihm die Abtragung seiner
Verpflichtungen zu erleichtern-und dieser ihrer Pflicht nach dem

youngplan nachzukommen. Unser im Zeichen der eingegangenen
Verpflichstungen geführter Kampf ist ein durchaus legaler, er kann
»aber zu Unbilden für die Empfangsländer führen. Besserte sich die

allgemeine Weltwirtschaftslage und die Fähigkeit Deutschlands zur
Abtragung der Reparationen nicht, so wird die Erkenntnis, daß
endlich etwas zur Erleichterung unserer Lage geschehen muß, sich
auch im Ausland Bahn brechen. Deutschland wird sich nicht
nur mit platonischen Hinweisen auf die Zusammenarbeitspflicht
der Gläubigerländer begnügen können. Darauf, daß sich unser
Schicksal bessert, indem die Welt allmählich von selbst zur Einicht
kommt, können wir allerdings nicht länger warten. Deutsch and

muß sein Geschick selber tatkräftig in die Hand nehmen. »Ist deiner

Brust sind deines Schicksals Sternel«

Frankreich und Italien.
Die Entwicklung der französisch-italienischenBeziehungen hat

in den letzten Jahren mehr als einmal die politische Weltöffents
lichkeit beschäftigt und nicht selten zu Besorgnissen Anlaß gegeben.
Wenn es schon während des Krieges und erst recht während der

Friedensverhandlungen zwischen den Ententegenossen öfter zu
scharfen Auseinandersetzungen kam, die sich z. B. anläßlich des

Ruhrkampfes auch in der Rachkriegszeit zwischen England und

Frankreich fortsetzten, so kann man heute sagen, daß die Spannung,
um nicht zu sagen Feindseligkeit, zwischen Frankreich und Italien

allmählich chronisch geworden ist, und daß der vielfache Eindruck be-—

steht, sie gehöre zu den stabilen Elementen der politischen Lage
Europas. Es verlohnt sich deshalb, die Gründe zu erforschen und
die Zusammenhänge aufzuklären, aus denen das Verhältnis der

lateinischen Schwestern sich ergibt.
Die gegenseitigen Positionen lassen sich etwa folgendermaßen

abgrenzen. Frankreich hat"außer ElsaßsLothringen, einem Teil der

deutschen Kolonien und Syrien die Entwaffnung und Wehrloss
machung Deutschlands und die größere Hälfte der Reparationss
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zahlungen als Erfolg des Krieges nach Hause bringen können. Es

hat ferner, ganz
Richelieu und Ludwig XIV. verbleibend, ein großes europäisches
Bündnissystem gegen die Mitte Europas ausgebaut. Schließlich ist
es die einzige der Siegernationen außer den Vereinigten Staaten,
die zu dem militärischspolitischen Erfolg des Krieges den finan-
ziellen und wirtschaftlichen hinzuzufügen vermocht hat. Es schwimmt
im Gelde. Seine Staatsfinanzen stehen glänzend, sein Goldvorrat

beträgt etwa 9 Milliarden Mark, und die internationale Wirt-

schaftskrise, die die ganze Welt heimsucht, ist in Frankreich noch
kaum zu spüren. Gewaltige Rüstungen auf allen Gebieten ergänzen
das Bild einer europäischenHegemoniestellung, wie sie selbst in der

so glanzvollen französischen Geschichte nur selten und kurz vor-

handen war. Kein Wunder, daß die französischenWünsche in dem

Streben nach Erhaltung und weiterer Sicherung dieser Stellung

kipfelwGanz anders Italien. Ohne großen Landgewinn aus dem

riege herausgekommen, ohne gro en Anteil an den Reparationen,
ohne namhafte Kolonien, mit un icherer wirtschaftlicher Basis und

nicht sehr starken Staatsfinanzen; aber unter der Leitung des

Faschismus mit gestrafftem nationalen Selbstbewußtseinbereit und

willens, sich den Platz an der Sonne zu erobern und die der

wachsenden Volkszahl und alten Kulturtradition entsprechende
Weltgeltung zu fordern. .

Frankreich also in allem das glücklichBe itzende, Italien unzu-
frieden mit seiner Situation, fordernd, heis end. Und nun das

Eigentümliche: Was Italien fordert und will, worauf es Anspruch
machen zu können glaubt, liegt- innerhalb der französischenGrenzen,
ist Teil französischerMachtposition. Die Gegensätzealso ziemlich
natürlich.

Im einzelnen: Korsika, noch heute italienischund in Zeiten
nationaler Not von Frankreich weggenommen, liegt wie ein Riegel
vor dem Tyrrhenischen Meer, »

im Konfliktsfalle bedrohlich. Sa- DE
onen, das alte Stammland der

DYnastie, mußte 1860 als Preis
für die Unterstützung Frank-
reichs gegen Osterreich bezahlt
werden. Die Grenze liegt weit

jenseits des Kammes der Alpen,
also französische Defensive und

Offensive erleichternd, italieni-

sche unmöglich machend oder
erschwerend. Im Rücken Ita-
liens steht das mit Frankreich
verbündete Iugoslawien, das

Italiens Herrschaft in der Adria
mit von Frankreich gelieferten
Unterseebooten bedroht, und mit
dem der jahrhundertealte Kampf
Venedigs um die jenseitige Küste
des Mai-e nostra weitergeht,
verstärkt durch die Gegen--
sätzlichkeit zweier junger und

aufstrebender Völkerindividuen.

In Afrika weitere französisch- «

italienische Gegensätze. Wie in Sprache und Kultur die
beiden lateinischen Schwestern sich das Erbe Roms streitig machen
und in steigendem Maße um kulturpolitische Positionen rings an

den Küsten des Mittelmeers und den Ländern des Balkans ringen,

Bildetrachtensich beide als Erbinnen Roms in der Beherrschung des
ittelmeers und seiner südlichen Küsten. Bewußt hat Frankreich

an römische Traditionen in Nordafrika angeknüpft und ebenso
Italien. Frankreich, früher geeint und früher imstande, sich auf
den Weg nach imperialistischen Zielen zu begeben, konnte dieses Iahr

«

die Feier der hundertjährigen Besetzung Algiers festlich begehen,
war 1881 Italien in der Besetzung von Tunis zuvorgekommen und

fand sich nur in den Abmachungen von 1900 und 1902 dazu bereit,
Italien in Tripolis freie Hand zu lassen. Der Weltkrieg bot Italien
eine Chance. Im Londoner Vertrag vom 26. April 1915, der

Italiens Anteil an der Beute festlegen sollte, bevor es zum Kampf
antrat, wurden ihm Entschädigungen in A rika zugesagt, wenn die

Kampfgenossen ihren eigenen Kolonialbesitz erweiterten. Nur wenig
ist von diesem Versprechen später erfüllt worden. Kleine Grenz-
regulierungen in Libyen, die Cyrenaika, ein Stück Somaliland waren

alles, was Italien erhielt. Dazu waren und blieben die Massen
italienischer Bevölkerung in Tunis, für Italien das Unterpfand
eventueller späterer Herrschaftsansprüche,der Gefahr der allmäh-
lichen Entnationalifierung ausgeliefert. Frankreich, voll neuer

kolonialpolitischer Impulse, erfüllt von der Idee des »Reiches mit
100 Millionen Einwohnern«, besitzt tatsächlich das zweitgrößte
Kolonialreich der Welt, das, geographisch sehr günstig gelegen und
voller wirtschaftlicher Möglichkeiten,als Soldatenrefervoirfür das

menschenarme Mutterland nach großzügigem P an organisiert
werden soll. Vorbedingung dazu ist die ungestörte Verbindung ur

See, die kürzestedurchs Mittelmeer, an dessen beiden Gestaden sich
französischeDepartements ausdehnen. Der Weltkrieg, der den Nutzen
arbiger Hilfstruppen lallen Franzosen vor Augen führte, hat die

370

in der Linie seiner Tradition seit Franz I., -
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Kolonialpolitik populär gemacht und den politischen Führern, die
die gegenseitige Sicherung von Mutterland und Kolonien über alles

stellen, die Gefolgschaft der Nation gesichert; die Gefolgschaft, auch
wenn sie große finanzielle Opfer erfordert, weil eine großzügige,

kostspielige Flottenpolitik Vorbedingung ist. Hier nun entwickeln

sich neue französisch-italienischeGegensätze. Das französische ,,Reich
der 100 Millionen« verlangt die Seeherrschaft im Mittelmeer, d. h.
starke Überlegenheitgegenüber jeder der anderen Mittelmeermächte,
außer England natürlich; Italien, auf seiner Halbinsel in so vieler

Hinsicht demselben Meer verbunden und ausgeliefert, muß, wenn

es Großmachtspolitik treiben und gar um Afrika mit Frankreich
ringen will, mindestens Parität mit dem stärksten Uferstaat, also
mit Frankreich, fordern.

Somit sind die gegenseitigen Stellungen gekennzeichnet. Frank-
reich im Besitz aller Positionen, abgerundet und saturiert in ver-

schiedenster Hinsicht, Italien überall in der ungünstigen Position,
in der Situation des Zuspätgekommenen, des Benachteiligten,
Schwächeren. Dazu erfüllt von hochfliegendem nationalen Ethos.
Man versteht den Ton des Forderns, Gereiztseins, der Unzusriedenheit
dieses schnell wachsenden in seinem dazu von der Natur stiefmütterlich
bedachten Lebensraum eingeengten Volkes. Man versteht andererseits
Frankreich, das im Besitz so überlegener und günstiger Positionen
nicht daran denkt, Wesentliches zugunsten der volljährig und an-

spruchsvoll gewordenen lateinischen Schwester aufzugeben.
Sind die aufgezeigten Gegensätze und Spannungen auch auf

einem geopolitisch von Deut chland abgewandten Raum wirksam, so
bleiben sie doch nicht ohne influß auf uns, und zwar in sehr ver-

schiedener Hinsicht: Da wir mit Italien die einzige Großmacht sind,
die gemeinsame Grenzen mit Frankreich hat, ist es natürlich
nicht gleichgültig für uns, wenn an der französischsitalienischen
Grenze starke Spannungen austreten: wir werden davon irgend-

.
wie betroffen. Das franzö-

MM sischiitalienischeWettrüstenwirkt

ferner stark in die Sphare der

poLH internationalen Abrüstungsbes
sprechungen hinein, ob sie in-

nerhalb oder außerhalb des Völ-
kerbundes vor sich gehen. Auf
der Londoner Flottenkonferenz
trat die Unmöglichkeit der

Einigung über Italiens Flot-
tenparitätsforderung ins hellste
Licht. Diese Forderung hat einen

Vertrag zu fünsen, ähnlich dem
von Washington 1921, verhindert
und dem Dreierabkommen zwi-
schen Amerika, England und

Iapan den Charakter des

Bedingten aufgezwungen. Trotz
verschiedener Vermittlungsvers
suche von englischer und ame-

rikanischer Seite gelang es nicht,
eine eingehende Formel zu fin-
den, und auf der zur Zeit tagen-

«

den Sitzung der vorbereitenden
Abrüstungskommissiontrat der Gegensatz von neuem grell hervor.
Er hat sogar eine Änderung in der Haltung Italiens zu grund-
legenden Fragen der Abrüstungsverhandlungenzuwege gebracht, die

für Deutschland von erheblicher Bedeutun ist. Seit Iahren führen
wir in Genf einen zähen Kampf um die Frage,welche Elemente der

Rüstung bei einem späteren internationalen Abrüstungsabkommen
der Beschränkung unterworfen sein sollen: natürlich alle jene, in
denen wir durch den Versailler Vertrag beschränktsind, denn unsere
Abrüstung ist ja vertraglich nur die Einleitung zur internationalen.
Frankreich will aber gerade zwei der entscheidendsten Elemente
der Rüstung, die ausgebildeten Reserven und das Reservematerial,
die uns beide versagt sind, von der Beschränkung ausnehmen, und
Italien ist ihm darin immer wieder zur Seite getreten. Diesmal
hat es hinsichtlich des Reservematerials und übrigens auch in
anderen Fragen den deutschen Standpunkt eingenommen und ver-

schiedentlich mit Deutschland und Rußland gestimmt. Die Gründe
dafür liegen tauf der Hand: Italien, stark unter der Weltwirtschaftss
krise leidend, mit steigenden Arbeitslosenziffern und schwachen
Finanzen kann den Rüstungswettlauf mit dem reichen Frankreich
auf die Dauer nicht aushalten. Es wird daher dem Gedanken der

Rüstungsbeschränkunggeneigter, weil es bei seiner Verwirklichung
eine Einschränkung der französischenÜberlegenheiterhoffen kann.
Sein Stellungswechsel bedeutet jedoch zugleich eine Stärkung unserer
Situation bei den« Abrüstungsverhandlungen.
Ähnlich liegt der Fall in anderer Hinsicht. Daß Frankreich auf

starrer Erhaltung der heutigen Besitz- und Machtverteilung in

Europa besteht, wurde schon erwähnt, daß Deutschland den gegen-
teiligen Standpunkt vertritt, ist natürlich. Seit einigen Jahren
läßt sich nun beobachten, wie Italien immer klarer und ent-

schlogenerauf die Seite der Revisionisten trat. Nichts kann besser
die egensätzlichkeit der französischen und italienischen Politik be-

leuchten, als die letzte große Rede Tardieus in der Kammer und
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die verschiedenen Äußerungen Mussolinis und seines Außenministers
Grandi zu der Frage der Vertragsrevision. Der Gegensatzder An-
schauungen zwischen Rom und Paris ist onicht»mi»nder·eindeutig
wie zwischen Paris und Berlin, sowohl im Prinzip wie·in der
Interpretation des Artikels 19 des Volkerbundspaktes Hier vwie
in der Abrüstungsfrage sieht sich Frankreich allmahlich mit«seinen
Bundesgenossen allein, eine politisch recht bedeutsameEntwicklung.
Schließlich die Lage am Balkan. Hier hat sich Frankreich

durch seine Bündnisse mit der Tschechoslowakei, Sudslawien und

Rumänien und durch Gründung der KleinenEntente die führende
Stellung geschaffen; Italien, gegen welches«sich das ebensorichtet
wie gegen Deutschland, das, alter französischer Tradition gemäß
dabei ebenso in die Zange genommen wird wie Deutschland,arbeitet

seit langem zäh und nicht ohne Erfolg daran, die Position Frank-
reichs am Balkan zu unterhöhlen. Enge Beziehungen mit Ungarn,
gegen das sich die Kleine Entente in erster Linie richtet, Fürsten-

heiratspolitik mit Bulgarien, völlige BeherrschungAlbaniens,
Freundschaft mit Osterreich, griechisch-türkischeEinigung, so heißen
die bisherigen Etappen des von der italienischen Diplomatie zurück-
gelegten Weges: Es geht gegen die östlichenBundesgenossenFrank-
reichs, gegen den Block, der nach französischemWillen in Italiens
Rücken gestemmt sein soll, gegen den Status quo, den Ungarn und

Bulgarien nicht anerkennen wollen noch können.« «

Was folgt aus all dein für uns? Wir sind nicht allein in

unserem Kampf um Beseitigung der unerträglichen in Versailles
geschaffenen Lage. Die Dynamik unseres eigenen Strebens findet
anderwärts ähnlich gerichtete Kräfte. Aber hüten wir uns vor
Jllusionen: Die Vorgeschichte des Krieges zeigt»wie meisterlich
Italien jene Politik zu führen verstand, die Bismarck die der

Hinterhand nannte. Solche geschichtliche Erkenntnis verhindert
natürlich nicht, daß von Fall zu Fall «an dem Sckfachbrett etwa von

Genf gemeinsam der eine oder andere Zug getan wird.

Landwirtschaft mid Preisabbau.
Von Dr. h. o. M. S chiele, Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft

Agrarpolitische Maßnahmen und Preisabbau — beide stehen
heute im Mittelpunkte des wirtschaftspolitischen Geschehens. Sehr
zu Unrecht versucht man, die Maßnahmen der Agrarpolitik gegen
die Preisabbaubemühungender Reichsregierung auszuspielen. Beide

haben ein gemeinsames großes Ziel, dessen Zentralpunkt die Stär-
kung der Kaufkraft und damit die organische Belebung der Wirt-
schaft ist. Der Preisabbau will verhindern, daß die notwendig ge-
wordene Kürzung der Gehälter und Löhne die allgemeine Kaufkraft
schwächt,während die deutsche Agrarpolitik als vornehmstes Ziel
die notwendige Stärkung der Kaufkraft der Landwirtschaft hat. Die

deutsche Agrarpolitik wird und kann daher die Landwirtschaft und

ihre Erzeugung im sganzen wie im einzelnen mit Energie weiter

schützenund stützen,wie sie trotz aller Versuche der Sabotage auch
die Stützung der Getreidemärkte bis zum Erfolge durchhalten will.

Das Gesamtbild der deutschen Wirtschaft in ihrer gegenwärtigen
Krisis wird im wesentlichen durch zwei Grundtatsachen bestimmt,
die auf unsere innerpolitische Lage in den letzten Jahren in ge-
rader verhängnisvoller Weise eiiigewirkt haben: die gewaltige
Arbeitslosigkeit, die seit Beginn dieses Jahres eine bisher kaum da-

geweseneHöhe erreicht hat, und die Not der Landwirtschaft, die

sichseit Jahren hinschleppt und von Jahr zu Jahr steigt. Diese
beiden Grundtatsachen stehen in einem ursächlichenZusammenhange
Sie gehen beide darauf zurück,daß es unserer Volkswirtschaft seit
Jahren an derjenigen Ausgeglichenheit in der Preisbildung fehlt,
bei der alle Teile zu ihrem gerechten Lohne kommen. Dies gilt ins-

besonderefür die landwirtschaftliche Erzeugung, wie ein Blick auf
die typischen Jndexzahlen beweist. Dabei lasse ich die Jndizes für
Steuern und Zinsen, die um ein Vielfaches über den übrigen Jndizes
stehen, und auch den Jndex für Löhne, der ebenfalls wesentlich höher
steht, beiseite und beschränke mich auf den Agrarindex und seine
Gegenüberstellungzu den Jndizes für Jndustriefertigfabrikate, für
Lebenshaltung und für Ernährung. Während die Agrarstoffe, also
das, was der Landwirt produziert auf 110 —

gegenüber 1913 =

100 —, d. h. 10v.H., über Vorkriegspreis stehen, kosten Industrie-
fertigwaren, die doch der Landwirt zu einem großen Teil kaufen
muß, um produzieren zu können, mo; die Lebenshaltung steht auf
Hö, während wiederum die Ernährung allein auf 140 steht. Es
klafft also zwischen diesen vier für den harmonischen und organi-
schen Verlauf unseres Wirtschaftslebens wichtigsten Preisgruppen
ein riefiger Unterschied, eine Spanne vonüber 30 Punkten. Wäh-
rend in einem gesunden Wirtschaftsleben die verschiedenen Preis-
niveaus einein ftraffen Tau vergleichbar sind, zeigt sich heute —

und das ist ein Beweis der schweren Krise — eine Auflösung dieses
Taues in einzelne Stränge; die Verknüpfung, der innere Zu-
sammenhang der Wirtschaftszweige, ist verlorengegangen, die

Stränge Steuern und Zinsen sind nach oben gerutfcht, anderen ge-
lingt es, einigermaßen Anschluß zu halten, andere hängen schlaff

.

danieder. Dies gilt insbesondere für den Strang Agrarstoffe, der

tief unten bei 1110 am Boden schleift.
Das deutsche Wirtschaftsleben gleicht einem arbeitenden Manne,

dessenHände noch einigermaßen zu tun haben, während seine Füße,
die Landwirtschaft, am Versagen find und darum auch die Hände
allmählich nicht mehr Arbeit finden, wie die Arbeitslosigkeit zeigt.
Wir müssen deshalb mit allem Nachdruck die Ausgeglichenheit in
der Preisbildung wieder herstellen. Das Leitmotiv für unsere Be-
mühungen ift vielleicht am klarsten in den Worten Bismarcks aus-

gedrückt,mit denen er 1878 die Schutzzollpolitik begründete. Er
wies dabei darauf hin, daß die Gesamtwirtschaft des Volkes sich
nur dann günstig entwickeln kann, wenn die einzelnen Wirtschaften
sich deren begründeten Ansprüchen unterordnen, wenn die verschie-
denen Zweige der Gütererzeugung und der Erwerbstätigkeit der-

artig im Gleichgewicht erhalten werden, wie es nach den besonderen
Bedürfnissen Deutschlands, nach seiner Lage und seinen natürlichen
Hilf-quellen angemessen erscheint, und wenn die drei großen Berufs-

gruppen sich als kaufkräftige Abnehmer gegenseitig fördern und er-
gänzen. Diese Grundsätze sind auch heute richtunggebend» Eine
mit größtem Nachdruck betriebene zielbewußteAgrarpolitik ist die

sicherste Grundlage deutscher Wirtschaftspolitik und deutscher Be-

freiungspolitik.
·

Die deutsche Landwirtschaft hat vor dem Kriege 90 bis 95 v. H.
des gesamten deutschen Nahrungsbedarfes hergestellt. Heute find
wir erst bei dem Satze von 85 v.H. gelandet. 15 v.H. des Nah-
rungsmittelbedarfes der deutschen Bevölkerung stammen aus der

Einfuhr. Diese 15 v.H. bedeuten im Jahre mindestens Z Mil-
liarden für fremde Lebensmittel. Sie bedeuten weiter in der Praxis
eine riesige Aussperrung deutscher Arbeitskräfte. Gerade in Wirt-

schaftsentwicklungenwie der heutigen, wo eine außerordentlicheund

anscheinend langanhaltende Depressionswelle über die gesamte Welt-

wirtschaft dahingeht, ist der Wert eines kaufkräftigen Binnenmarktes
ais Absatzgebiet für die Industrie gar nicht hoch genug zu schätzen«
Jm Gegensatze zu dieser Erkenntnis ist die Landwirtschaft in der

schwersten Weise durch die deutsche Wirtschaftspolitik vernachlässigt-
worden. Die Vernachlässigungauf dem Gebiete der Preisbil-
d u n g hat dazu geführt, daß von der Gesamterzeugung ungefähr für

»

9 Milliarden an den Verbrauch abgegeben werden ; aber hierfür
muß der letzte Verbraucher — sage und schreibe —- etwa 18 Mil-
liarden RM. bezahlen. Das ist ein Mißverhältnis, das als un-

gesund bezeichnet werden muß, und das dem Streben nach Aus-

geglichenheit hemmend im Wege steht, aber auch dem Streben, die
Rentabilität der Landwirtschaft wiederherzustellen. Gerade diese
Zahlen sind ein besonders fchlagender Beweis dafür, daß der Preis-
abbau in keiner Weise dem Ziele der Landwirtschaft, zu einem
relativ angemessenen Preise zu kommen, der keineswegs immer ein

absolut hoher Preis zu sein braucht, widerspricht. Jm Gegenteil,
die notwendige Angleichung der laiidwirtschaftlichen Erzeuger-
preise durch die gerechte Verteilung des volkswirtschaftlichen Ein-
kommens dient dem angemessenen Preisabbaux Jn diesem Sinne
betonte auch der Herr Reichskanzler in der Reichsratssitzung vom

4. November: »Es ist nicht so, daß die agrarpolitischen Maßnahmen
der Reichsregierung irgendwie hinderlich sein können, zu einer wirk-
lichen Preissenkung sauch auf dem Gebiete der Lebensmittel zu
konimen.«

Wenn man feststellenmuß, daß die Erzeugerpreise für die wich-
tigsten Viehgattungen nur ganz unwesentlich über dem Vorkriegs-
preise liegen, während der Erzeugerpreis bei Getreide und Kar-

toffeln sogar unter dem Vorkriegspreise liegt, so wird klar, daß die

Maßnahmen des Preisabbaues insbesondere hier einsetzen müssen.
Es ist eine Unmöglichkeit und eine Ungerechtigkeit, daß die Land-

wirtschaft sich mit Preisen begnügt, die weit unter dem Durchschnitt
liegen, während der Verbraucher hiervon noch nicht einmal etwas

hat. Diese Zustände haben sich auch erst in den letzten Jahren in

so ungünstiger Weise entwickelt. Um die Wende der Jahre 1926l27
lagen die Meßziffern für die vier von mir genannten Jndizes:
Agrarstoffe, Lebenshaltung, Ernährung und Jndustriefertigwaren
ganz dicht beieinander. Die inzwischen eingetretene große Kluft
von ungefähr 50 Punkten zuungunsten der agrarischen Erzeuger-
preise ist darauf zurückzuführen,daß diese Erzeugerpreise unauf-
haltsam abgesunken sind, während gleichzeitig die Kleinhandelspreise,
die der Verbraucher für die wichtigsten Lebensmittel bewilligen muß,
und die sich am deutlichsten im Ernährungsindex widerspiegelii, ein
großes Beharrungsvermögen gezeigt haben. Deshalb gehört der

Preisabbau, auch wenn man ganz absieht von seinen Zusammen-
hängen mit dem Lohn- und Gehaltsabbau, als ein wesentliches
Mittel hinein in die Bemühungen, zu einem organischen Ausgleich
der Preise und damit der Wirtschaft zu gelangen. Das Reformwerk
der Reichsregierung zeigt einen geschlossenen Ring von Faktoren:
Ausgabenverminderung der öffentlichenHand -—.— Steuersenkung -«—-
Lohnabbau —- Preissenkung — Angleichung der Agrarstoffpreise.
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Dieses Reformwerk kann und muß geschlossendurchgeführtwerden,
weil ohne Gefährdung des Gesamtplanes keines der Einzelglieder
herausgelassen werden darf. Es war vorauszusehen, daß sich die

Wirtschaftszweige, die das Auseinanderklaffen der preise beim Er-
zeuger bzw. Großhandel und beim Verbraucher zu ihren Gunsten
buchen konnten, in dem Kampf der Reichsregierung um die Wieder-

angleichung der einzelnen Preiskurven, d. h. vor allem auch in
dem Kampf um den Preisabbau, zur Wehr setzen würden. Es kann
jedoch von keiner Seite bestritten werden, daß der Kleinhandel noch
vor wenigen Jahren mit einer um 50 v.H. kleineren Spanne seine
volkswirtschaftliche Aufgabe erfüllt hat. Alle Untersuchungen er-"
geben gleichermaßen,daß die letzten 2 bis Z Jahre die Handels-
spanne ungerechtfertigt erweitert haben. Dazu hat wesentlich mit
beigetragen die Gewohnheit, die allerorts sich in den letzten Jahren
gezeigt hat, daß die Verkaufspreise möglichst auf dem einmal
erreichten Stand beharrten, während tatsächlich die Großhandelss
bewegung bzw. die Erzeugerpreise schon ganz andere Bahnen ein-

geschlagenhatten. Wenn man sich diese Zusammenhänge klarmacht,
so ist deutlich, daß die Reichsregierung gar keine Wahl hatte, als

den Kampf gegen die überhöhte Spanne aufzunehmen, wenn man

möglichst schnell auf dem Gebiete der wichtigsten Nahrungsmittel
zu greifbaren Erfolgen kommen wollte. Dabei sollte und konnte
weder mit zwangswirtschaftlichen Maßnahmen, noch mit Wucher-
paragraphen gearbeitet werden. Die Einsicht in die Notwendigkeit
der Preissenkung und die Bereitschaft, das Opfer, das andere

Berufsstände durch die Lohns und Gehaltskürzungen ebenfalls er-

bringen, niittragen zu helfen, diese Einsicht und Bereitschaft waren

und sind die Voraussetzungen für einen erfolgreichen Abbau der

Preise. Die deutsche Offentlichkeit hat bei den anfänglichenSchritten
in der Richtung des Preisabbaues vielfach eine große Ungeduld ge-
zeigt und nicht recht gewürdigt, daß die Reichsregierung wie auch
die Verbände, die sich im großen und ganzen bereitwillig eingespannt
haben, im wesentlichen auf Empfehlungen angewiesen waren. Das

Hauptmachtmittel ist und bleibt die Offentlichkeit selbst, die Offents
lichkeit im kleinen und im großen, vor allem auch im kleinen. Die

deutsche Hausfrau, die im Jahre 18 Milliarden Mark für Lebens-
mittel verausgabt, muß energischer als bisher den praktischen Preis-
vergleich und die Auslese zwischen den einzelnen Angeboten be-
treiben. Sie muß wieder mehr auf den Pfennig sehen und durch
diese genaue Pfennigrechnung auch den Verkäufer zur Preisstellung
in Pfennigen zwingen. Diese Pfennigrechnung hat Deutschland groß
gemacht, nicht die allzu generöse Abrundung auf 5 und 10 Pfennige.

Was ist bisher erreicht worden? Der Brotpreis in Berlin
wurde von 50 auf 46 Pfennig herabgesetzt unter gleichzeitiger Er-

höhung und Normalisierung des Gewichtes von 1225 auf 1250 g.
Das bedeutet eine Ermäßigung des Brotpreises um 10 v.H., eine

Herabdrückungder Kleinhandelsspanne aber um 25 v.H Die Brot-

fabriken haben diese Entwicklung zunächst noch nicht überall mit-

gemacht. Aber die neueste Entwicklung läßt erhoffen, daß sie dem

Appell der Reichsregierung überall folgen werden. Der Preis für
Schweinefleisch ist um 5 Pfennig je Pfund herabgesetzt, die Preise
für Kartoffeln stehen in Berlin auf 23 bis Zq Pfennig gegenüber
40 bis 45 Pfennig noch im Oktober. Auch bei Milch ist die Spanne
um einen Pfennig herabgesetzt worden. Besonders erfreulich sind
auch die Senkungen bei den Preisen für Seefische; für Gemüse und

Obst werden die Verhandlungen mit dem Ziel fortgesetzt, Richt-
preise besonders für den Durchschnitt der billigeren Gemüses und

Obstsorten herauszugeben.
Das sind freilich erst Anfänge, ind Teilerfolge auf bestimmten

Gebieten. Es darf nicht bei der enkung der Lebensmittelpreise
allein bleiben, sondern es müssen auch auf den Nachbargebieten die

Maßnahmen des Abbaues durchgesetzt werden, damit die Lebens-

haltung des Volkes insgesamt verbilligt wird. Dazu gibt vor allem
die heutige 9proz. Senkung der Kohlenpreise den Schlüssel. Sie

muß sich fortsetzen in der Senkung der Kosten für Heizung und Be-

leuchtung; vor allem aber müssen die Verkehrstarife einschließlich

der Frachten gesenkt werden, die ein Haupthemmnis nicht nur für
den Preisabbau, sondern für die Wiederbelebung der Wirtschaft
überhaupt bieten. Es ist, erfreulich, daß sowohl der Verkehrs-
minister wie auch die Reichsbahn an die Lösung auch dieser Frage
energisch herangehem

In landwirtschaftlichen Kreisen ist die Befürchtung laut ge-
worden, daß der Abbau der Lebensmittelpreise im Kleinhandel
letzten Endes auf ihren Schultern ausgetragen werden und wiederum
die Preise für die Agrarstoffe herabdrücken würde. Es ibt auch
einige Erscheinungen in der letzten Zeit, die dieser Befürchtung
eine gewisse Begründung geben könnten. Wenn diese Befürchtungen
tatsächlich verwirklicht würden, so würden damit nicht nur die

ganzen ungeheuren Mühen und Kämpfe zunichte gemacht werden,
die in den- letzten Jahren geführt sind, um der Landwirtschaft
wieder hochzuhelfen, sondern es würde auch das gesamte Reform-
werk der Reichsregierung auf dem Gebiete der Preisbildung in

Frage gestellt werden. Die Landwirtschaft handelt nicht nur im

eigenen Interesse, sondern kämpft für den wirklichen Sinn der
Aktion der Reichsregierung, wenn sie in energischer Kampfposition
sich dagegen verwahrt, daß die Preisabbaumaßnahmen zu ihren
Lasten gehen, und sie wird dabei stets von der Reichsregierung mit
allen Mitteln unterstützt werden. Denn es steht jetzt die Möglich-
keit auf dem Spiel, überhaupt auf dem Wege organischer Ent-

wicklung zu einem Zustande der Ausgeglichenheit im Wirtschafts-
leben zurückzukehren.

Ich möchte aber auch der Hoffnung Ausdruck geben, daß alle

betroffenen Kreise bewußt, willig und freudig diejenigen wirt-

schaftlichen Opfer auf sich nehmen, die nötig sind, um die ver-

schiedenen Preisgruppen zum Ausgleich zu bringen, die nötig sind,
um wieder Gerechtigkeit unter den einzelnen Zweigen des deutschen
Wirtschaftslebens herzustellen. Denn überall, in allen unseren Be-

strebungen und Maßnahmen ist das Ziel kein anderes, als die

Wiederherstellung des zerstörten Gleichgewichtes Alle Teile des

Wirtschaftskörpers müssen wieder gesund und aktionsfähig gemacht
werden. Deutschl-and ist zu arm, um sich das Feiern von Millionen

arbeitswilligen Händen leisten zu können; aber erst wenn die richtige
Diagonale zwischen Industrie und Landwirtschaft, zwischen Er-

zeugung und Verbrauch, wenn die richtige Ausbalancierung zwischen
den verschiedenen Preisgruppen erreicht ist, kann es gelingen, das

Heer der Arbeitslosen wieder in den Wirtschaftsprozeß einzureihen.
Es ist kein Zufall, daß im Winter 1926,2«z,als die Preisniveaus
ziemlich genau ausbalanciert waren, die Arbeitslosigkeit verhältnis-
mäßig schnell überwunden worden ist. Diesem Ziele dienen auch
jetzt alle unsere Bemühungen. Deshalb wollen wir auch das

Fundament jeder Wirtschaft, wollen wir die Landwirtschaft aus

ihrer Notlage herausführen.
Ein jeder von uns weiß, daß es sich dabei im ganzen nicht

allein um innerdeutsche Fragen handelt, sondern daß diese inner -

deutschen Fragen endgültig nur zu lösen find im Zusammen-
hang mit dem Reparationsproblem. Aber diejenige
Regierung, die Erfolge auf innerwirtschaftlichem Gebiete hat und

die sieht, daß ihr Appell um Opfer und Mitwirkung vom Volke

verstanden wird, wird auch mit- besonderer Kraft und mit größter
innerer Sicherheit das Ringen um die endgültige Befreiung auf sich
nehmen und durchzuführenin der Lage sein.

Das Opfer, das die deutsche Zukunft erfordert, muß möglichst
gleichmäßig von allen Schultern getragen werden. Dazu gehört,
daß der landwirtschaftliche Erzeuger nicht weiter mit

Preisen vorlieb nehmen muß, die unter der durch die Produktions-
kosten und die allgemeinen Lasten gezogenen Grenze der Selbst-
kosten liegen. Dazu gehört weiter, daß der Verbraucher nicht
Preise bezahlen muß, die aus dem Rahmen»des allgemeinen
organischen Preisstandes herausfallen. Dazu gehort schließlich,daß
Verarbeitung und Vertrieb sich rationell einschalten
und zu der Spanne zurückkehren,bei der sie noch vor wenigen
Jahren eine sehr viel gesicherter scheinende Existenz hatten.

Der Keichshaushali 1931.
Von Reichsminister a. D. Dr

Der Haushaltplan des Reiches für das Jahr 1931 hat eine

ganz besondere Bedeutung. Denn er steht vollständig auf den Funda-
menten des großen Wirtschafts- und Finanzplans, den die Reichs-
regierung am Zo. September 1930 verkündet hat. Der Reichskanzler
hat in der Rede, die er Anfang November vor dem Reichsrat hielt,
in Worten ernstester Prägung ganz besonders daraus hingewiesen,
daß dieses Programm der Ssanierung der öffentlichen Finanzen und

zur Gesundung der deutschen Wirtschaft »in engster Beziehung zur
Außenpolitik der Reichsregierung stehe, eine Voraussetzung ernstester
Art für diese Außenpolitik bilde«. Das Motto für den ganzen
Haushaltplan hat die Regierung in den Worten gegeben: »Zunächst
gilt es, einen geordneten und- ausgeglichenen Etat für
das kommende Jahr aufzustellen, damit das erschütterteVertrauen in

unsere Finanzwirtschaft wiederhergestellt und damit unserer Wirt-

schaft neuer Wille, sich zu betätigen und Arbeit zu schaffen, gegeben
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wird.« »Nicht höhere Steuern, sondern allein Spar-
maßnahmen zur Entlastung und Wiederherstellung des Ver-
trauens sind die Grundideen, die uns führen müssen.« Nach diesen
Gesichtspunkten hat die Regierung versucht, den neuen Haushalt
aufzustellen. Daß es ihr gelungen ist, im Gegensatz zu den ver-

gangenen zwei Jahren, den Entwurf rechtzeitig an den Reichsrat
und einen Monat vor der vorgeschriebenen Frist an den Reichstag
zu bringen, ist ein Erfolg, den sie von vornherein für sich buchen kann.

Der Haushaltplan setzt die Gedanken des Wirtschafts- und

Finanzprogramms der Reichsregierung in die Etats der öffentlichen
Körperschaften um. Man ist nicht davor zurückgeschreckt,so-
genannte zwangsläufige Ausgaben, die bisher meist als unantastbar
gehalten wurden, in Bewegung zu bringen. ,,Heilige Zahlen« scheint
es kaum noch gegeben zu haben. Begreiflich; denn die Gesamt-
fituation verlangte schnelles und festes Zugreifen. Die immer
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mehr absinkende Wirtschaftslage drückte sich auf der Einnahme-
seite des Reichsetats in sorgenerregender Weise saus. Eine, wie-

die Regierung sagt, vorsichtige Schätzung der voraussichtlichen
Einnahmen an Steuern, Zöllen und Verbrauchsaügaben ergab ein

Minderaufkommen gegen 1950 in Höhe von 1131 Millionen. An

neue Steuern konnte bei der Einnahmeberechnung für 1931 in

größerem Umfange natürlich überhaupt nicht gedacht werden; ledig-
lich eine stärkere Heranziehung des Tabaks, die 167 Millionen zu
bringen hätte, glaubte die Regierung vorschlagen und einkalkulieren

zu können." Sonst aber mußt-e das Gleichgewicht durch eine ent-

sprechende Herabminderung der Ausgaben herzustellen versucht
werden. Das ist der Regierung rein rechnerisch auch gelungen. Sie

hat derart eingreifende Abstriche an den Ausgaben vorgenommen,
daß diese bis auf 10,418 Milliarden (einschließlichder Steuerübers

weisungen an die Länder in Höhe von fast Z Milliarden) herabgedrückt
worden sind. Das bedeutet gegenüber den ordentlichen Ausgaben
des Haushalts 1930, wie sie durch die Notverordnung des Reichs-
präsidenten vom Juli 1930 festgestellt worden sind, mit 11,558 Mil-
liarden eine Verminderung von 1140 Millionen. Der neue Aus-

gabebetrag konnte aus den zur Verfügung stehenden Einnahmen ge-
deckt werden, Wobei allerdings zu beachten ist, daß dies schließlich
nur dadurch·erreicht wurde, daß von den im Vermögensbestande des

Reiches befindlichen Vorzugsaktien der Reichsbahngesellschaft jetzt
wieder »für150 Millionen RM. verkauft werden, und der Erlös den

ordentlichenEinnahmen des Reiches zugeführt wird. Diese wert-

volle Einnahmequelle wird dem Reich nicht mehr lange zur Ver-

fugung stehen, denn die im Jahre 1925 und 1926 teilweise aus

Haushaltmitteln beschaffte und in den Jahren 1927 und 1928
nicht angegriffenelReservein Höhe von 731 Millionen wird Ende 1930
nur noch 598 Millionen Goldmark betragen und unter der jetzigen
Praxis bald aufgebraucht sein.
»

Das Gleichgewicht zwischen ordentlichen Einnahmen und ordent-

lichenAusgabenkonnte trotzdem nur dadurch erzielt werden, daß,
wie schon erwähnt,neue, wirtschaftlich und teilweise auch politisch
außerordentlichtiefgreifende Maßnahmen vorgesehen worden sind.
So hat die Regierung den Unruhe- und Defizitstifter der vergangenen
Etats,«dieArbeitslosenversicherung, für den Reichsetat
(allerdingsnur für.diesen!) kurzerhand dadurch unschädlich gemacht,
daßsie erklart«hat,die Arbeitslosenversicherungmüsse sich auf eigene
Fuße stellen,im Reichsetat könne für sie nichts mehr vorgesehen
werden. Die Beitragsfestsetzung auf 6,5 v. H. soll diesem Ziele
dienen; weitere Reformen werden vorbereitet. Eine große Rolle
im Ersparnisprogramm der Regierung spielen sodann die Be-
amten- und Ruhegeldsbe üge. Die in Fortsetzung der
Jetzigen Zszroz Reichshilfevorgeschlagene6proz. Kürzung der Ge-
samtbezüge(ohne Kinderzuschläge)soll nicht nur dem Reich und der
Reichsbahn, sondern auch Ländern und Gemeinden erhebliche Ein-
sparungen bringen. So nimmt die Regierung an, daß sich die Aus-
gaben ·durchdieseKürzungenvermindern werden: beim Reich um
ZZ Millionen fahrlich, bei der Reichspost um 62 (die als erhöhte
Ablieferung-der Post auch dem Reich zufließen sollen), bei der

Reichsbahnum 82 und bei den Ländern und Gemeinden um etwa
270 Millionen, also insgesamt um rund 480 Millionen. Die weiter

inn Rechnung gestellten Kürzungen der überweisungen an

Länder und Gemeinden sind zunächst die Konsequenz der
geringeren Eingänge an Überweisungssteuern(Einkommen- und Uni-

satzsteuer);darüber hinaus möchte das Reich aber auch noch an dem

für Lander und Gemeinden errechneten Gehaltskürzungsgewinn in
Hohe von rund 270 Millionen mitloo Millionen teilnehmen. Das

Reich will den Ländernusw. diesen »Gewinn« nicht vollständig,
sondern nur zu einem Teil belassen, weil es dadurch auch Länder
und Gemeinden zwingen möchte, ihre Haushaltpläne dem Er-

fordernis äußerster Sparsamkeit anzugleichen. Ein Betrag von rund
300 Million-en ist sodann durch Haushaltabstriche erzielt
worden. Diese Abstriche sind der Erfolg teilweise recht mühseliger
Kleinarbeit. Viele Hunderte von Ausgabetiteln sind in mehr oder

weniger starkem Umfange gekürzt worden, angefangen bei den Ge-

schäftsbedürfnissen,über die Unterhaltung der Geräte, der Dienst-
gebäude, der Reise-i und Umzugskosten bis zu den großen Millionen-

fonds für karitative, soziale und kulturelle Zwecke. Daß hier mit-
unter außerordentlichhart wirkende Abstriche vorgenommen worden

sind, kann nicht geleugnet werden. Trotzdem wird man sich damit

abzufinden haben im Blick auf die Gesamtlage.
Die eben ausgeführten Ausgabeminderungen erreichen einschließ-

lich der Verschiebung bei der Jnvalidens und der Knappschaftss
versicherung, für die im Jahre 1930 noch ein Zuschußbetrag von

125 Millionen aus der Lohnsteuer vorgesehen war, die aber im

Jahre 1951 nur 6 Millionen erhalten werden, da das Lohnsteuer-
aufkommen wesentlich zurückgehenwird, eine Höhe von 1140 Mil-
lionen. Es handelt sich dabei natürlich nicht ohne weiteres auch um

1140 Millionen Entlastung der Steuerzahler. Ob die Länder und
Gemeinden im Rahmen der gekürzten überweisungenund der gesetz-
lich zu senkenden Grund- und Gewerbesteuern ihrer Aufgaben auch
bei stärkstmöglicherEinschränkung der Ausgaben ohne Erschließung
anderer Steuerquellen gerecht werden können, ob die Gemeinde-,
Bier- usw. Steuern dafür ausreichen, bedarf eingehender Prüfung.

Die Gestaltung der einzelnen Vorschläge des Finanzprogramms wird

geradezu zu einer Existenz-, einer Lebensfrage vieler Länder und

greift tief ein in die Wirtschaft Tausender deutscher Gemeinden, bei

welch letzteren allein die Lasten für das Wohlfahrtswesen von

1089 Millionen im Jahre 1925 auf 1456 Millionen im Jahre 1929
gestiegen sind und fortwährend weiter steigen. Die Verbundenheit
von Reich, Ländern und Gemeinden ist heute größer denn je. Das

zeigt das Reichsetatbild 1931 mit aller Deutlichkeit.
Die gesamten ordentlichen Einnahmen des Reichs sind für

1931 auf Iso 418 Millionen veranschlagt gegen 11 558 Millionen für
das Jahr 1930, das sind also 1140 Millionen weniger. Die für 1930

veranschlagten Beträge an Steuern, Zöllen und Verbrauchsabgaben,
die mit 10 265 Millionen in der ebengenannten Gesamtsumme ent-

halten sind, werden natürlich nicht eingehen, sondern ganz erheblich
(

hinter dem Voranschlag zurückbleiben. Deshalb sind für 1931 an

Einnahmen aus diesen Quellen nur 9154 Millionen» vorgesehen. Das

bedeutet einen Rückgang von 11 v. H.l Bei den Besitz- und Verkehrs-
steuern rechnet man dabei mit einem Minderertrag von fast einer

Milliarde (979 Millionen) = 14,5 v. H» während bei Zöllen und

Verbrauch-abgaben man glaubt, einen Rückgang von nur 152 Mil-
lionen = 4,Z v.H. zu erfahren. Eine Gliederung der ordentlichen
A usgaben zeigt folgendes Bild: Von den gesamten ordentlichen
Ausgaben in Höhe von 10418 Millionen gehen allein über Z Mil-
liarden (genau 3160 Millionen) —- also Zo v.H. — als Steuerüber-

weisungen und für Schutzpolizei an Länder und Gemeinden. Als

innere und äußereLasten des Krieges mußten 2 Milliardeneingestellt
werden. Davon betragen die Reparationszahlungen (einschließlich
der Leistung der Reichsbahn) 1793 Millionen. Das sind gegen 1930
88 Million-en weniger. Nach dem Dawesplan wären 2500 Millionen

(zuzüglich einer Erhöhung durch den Wohlstandsindex) zu zahlen ge-
wesen. Die persönlichenBezüge der Beamten, Soldaten, Angestellten
und Arbeiter des Reiches sind zu 794 Millionen veranschlagt (darunter
212 Millionen für Soldaten des Heeres und der Marine). Einen

großen Posten in den ordentlichen Ausgaben stellen natürlich die

Ver«sorgsungs-und Ruhegehälter dar. Sie betragen insgesamt 1,6 Mil-
,

liarden; davon entfallen aber allein 1,Z Milliarden auf Kriegs-
beschädigte und Kriegshinterbliebene. Für soziale Zwecke sind
901 Millionen vorgesehen. Für die Erwerbslosenfürsorge hat das

Reich von 1927l30 insgesamt 234 Milliarden, an Zuschüssen zur

Sozialversicherung von 1924l50 insgesamt 2,6 Milliarden aufgewandt!
Für dies Reichs-mehr sind (einschließlichdes Personalaufwandes und

nach Abzug der Einnahmen) 657 Millionen, das sind 22 Millionen

weniger als im Vorfahr, angesordert.
Der außerordentlicheHaushalt hält sich im engsten Rahmen. Bei

87 Millionen reinen Ausgaben, darunter 66 Millionen für den

weiteren Ausbau von Wasserstraßen, sieht er die Aufnahme einer

Anleihe von 70 Millionen vor. Leider sind aber hier immer noch
die Folgen des Arbeitsbeschaffungsprogramms 1926 zu spüren, wo

man eine Milliardenausgabe in der Hoffnung beschloß,den Betrag
durchv Anleihen aufzubringen. Mit der Ausführung der Bewilli-

gungen wurde alsbald begonnen, das Geld aber konnte nur zum
kleineren Teil durch Anleihe beschafft werden. Der Rest mußte
vom ordentlichen Haushalt vorgelegt werden; so entstanden Kassen-
schwierigkeiten, die heute noch nicht vollständig behoben sind.

Der Gesamtetat ist, das zeigt schon ein flüchtigerÜberblick, vor-

sichtig und sparsam aufgestellt. Nicht alle Etatersparnisse werden

zwar ohne weiteres und sofort auch als Ersparnisse der deutschen
Volkswirtschaft angesprochen werden können. Auf verschiedenen Ge-

bieten hat lediglich eine Verschiebung der Zahlungspflicht statt-
gefunden. Ob die Einnahmen trotz aller Vorsicht nicht doch da und

dort noch«überschätztsind, ist schwer zu sagen. Das Bestreben, einen

geordneten und-sparsamen Etat vorzulegen, ist überall zu erkennen

und auch anzuerkennen. Trotzdem ist der Etat kein sogenannter
"

,,Armeleuteetat«. Gewiß sind vielfach außerordentlich starke Ab-

striche vorgenommen worden. Es kann selbst zugegeben werden, daß
bei der einen oder andern Position vielleicht zu stark zugegriffen
worden ist, aber andererseits darf aber auch nicht übersehen werden,

daß die Regierung sowohl wie Reichsrat und Reichstag in der Ver-

gangenheit manchmal dem geschickten Drängen von Interessenten-
gruppen mehr nachgegeben haben, als dies in der augenblicklichen
Lage noch verantwortet werden kann. Außerdem zeigt der Etat doch
auch noch Positionem deren Verwalter es offensichtlich gelungen ist,
sie vor dem Schwert der Kürzungen zu retten, ohne daß ein Abstrich
absolut lebensnotwendige Interessen verletzt hätte. Die Not, die sich
in den Etats vergangener Jahre schon widergespiegelt hat, und die

man glaubte, durch das Zurückgehender Reparationsverpflichtungen
teilweise gemeistert zu haben, ist im kommenden Jahre, wo sich zu
der schweren Wirtschaftslage auch noch die steuerlichen Auswirkungen
der Wirtschaftskrife 1930 gesellen, haushaltpolitisch noch wesentlich
größer. Starke Eingriffe auf personellem und sachlichem Gebiete

waren deshalb unbedingt notwendig:Möchte
man allüberall im

ingganzen Volke einsehen, daß diese riffe in ihrer Auswirkung
die Grundlage geben sollen, um unserem deutschen Vaterlande die

politische Freiheit, die materielle und moralische Gleichberechtigung
im Rate der Völker wieder zu verschaffen. Ein solches Ziel ist
großer Opfer wert.

«
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Zehn Jahre PreußischeStaatsverfassung
so. November 1920——1930.

Die Bedeutung
Preußens in Deutsch-
land rechtfertigt es,

daß man den Tag, an

dem die jetzt geltende
PreußischeVerfassung
vor zehn Jahren in

Kraft trat, nicht ohne
Gedenken vorüber-

gehen läßt.Unsere Zeit
lebt schnell, die Ereig-
nisse überstürzen sich-
und so ist heute die Er-

innerung an das Wer-
den des neuen Preußen
schonverblaßt.Dasalte

Preußen hatte sich zu
einem Hort der Reak-
tion in Deutschland
entwickelt, zu einem

Bollwerk gegenüberallen Versuchen des Volkes, teilzuhaben an der Macht-
ausübung im Staate. Alles Drängen der freiheitlichen Schichten unseres
Volkes auf Reformen im Wahlrecht und in den Verwaltungsgrundsätzen
blieb in der Vorkriegszeit vergeblich. Erst die Sturmtage des November
1918 haben wie in ganz Deutschland so -

auch in Preußen für eine freiheitliche Ent-

wicklung und Gestaltung der Verfassung die

Voraussetzungen geschaffen. Gerade heute, wo

besonders in der jüngeren Generation hier
und dort falsche Vorstellungen von der »guten,
alten Zeit« auftauchen, scheint es mir nütz-
lich zu sein, an die Erstarrung des alten

Preußen in der Vorkriegszeit zu erinnern.
Aus den Sitzungsberichten der ver-

fassunggebenden preußischenLandesversamnis
lung ver-spürt man heute noch die leiden-

schaftliche Erregung des politischen Kampfes
jener Monate und Jahre. Auch in den De-
batten der preußischenLandesversammlung
kamen alle Wünsche und Forderungen, die

in der deutschen Politik damals die Köpfe
erhitzten, zum Ausdruck. Der Kampf ging
um die Frage des Eins oder Zweikammers
systems, um die Errichtung des Postens
eines preußischen Staatspräsidenten, aber

immer wurden die Debatten glutvoll ge-

färbt von der leidenschaftlichen Erbitte-

rung über das Dreiklassenwahlunrecht der

alten preußischen Verfassung. Auch der
Unwille über die ungleiche Behandlung der

Konfessionen im alten Preußen, wie die

Kritik an der bisher geübten preußischen
Verwaltungspraxis fanden in den erregten
Auseinandersetzungen der preußischen Tan-

desversammlung ihren lebendigen Ausdruck.
Die Anfänge der neuen Preußischen

"

Verfassung bestehen in einem Entwurf des

damaligen Preußischen Innenministers Wolf-
gang H e i ne

,
den er im Februar 1919 dem

Staatsministerium vor-legte. Dieser kurze Entwurf war als Dis-

kussionsbasis für das Staatsministerium und die verfassunggebeude
Tandesversammlung gedacht. Um die verfassungslose Zeit, die bis

zur ordnungsniäßigen Verabschiedung einer Verfassung durch die

Landesversannnlung sich ergab, zu überbrücken,verabschiedete das

Preußische Staatsministerium am Is. und 20. Februar 1919 in
Weimar den Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der vorläufigen
Staatsgewalt in Preußen, das der preußischen Landesversammlung
die Ausgabe und die Vollmacht zur Verabschiedung der Staatsver-

fassung zuwies. Dieses Gesetz wurde bereits am 20. März 1919 von

der Landesversammlung verabschiedet und damit die feste gesetzliche
Grundlage für die Arbeiten der Organe des neuen republikanischen
Staatswesens geschaffen. Schon bei dieser Beratung tauchte der
Gedanke der Schaffung eines Staatsrates, eines »retardierenden
Elements«, sauf, einer Körperschaft, die ein Einspruchrecht gegen-
über dein Landtag haben sollte.

Im Preußischen Ministerium des Innern gingen im Jahre
1919 die Vorarbeiten zur Verfassung weiter. Am 29. Rovbr. 1919
reichte der Preußische Innenminister einen neuen Verfassungs-
entwurf dem Kabinett ein, der sich von dem ersten Entwurf in ver-

schiedenen Punkten unterschied. Von einem Staatspräsidenten war
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Von C a r l S e v e r i n g , Preußischer Minister des Innern.

nicht mehr die Rede. Dem Landtagspräsidenten hatte man eine
herausgehobene Stellung dadurch geschaffen, daß er den Minister-
präsidenten berufen, auf dessen Vorschlag die Minister ernennen

sollte. In jener politisch sehr bewegten Lage beantragten die

Mehrheitsparteien der Landesversammlung Sozialdemokraten, Zen-
trum und Demokraten, den Ver-such zu machen, »die Zusammen-
fassung aller Volkskräfte in einem Einheitsstaat sobald als möglich
herbeizuführen«. In den Motiven zu diesem Antrag hieß es u. a.,
daß die Sehnsucht nach einer Vereinigung aller deutschen Stämme
in einem einzigen großen deutschen Volksstaat, in dem den ein-
zelnen Stämmen weitestgehende Selbstverwaltung gesichert wird, sich
immer stärker offenbare. — Dieser Antrag, der dem Gedanken der

Errichtung eines deutschen Einheitsstaates einen kräftigen Antrieb
gab, wurde von der Tandesversammlung angenommen. Ein greif-
barer Erfolg ist auch heute, nach fast u Jahren, nicht erreicht worden.

So mußte das damalige preußische Kabinett seine Arbeiten an

der eigenen Preußischen Verfassung wieder aufnehmen. Am
25. Februar 1920 ging der fertige Versassungsentwurf an die ver-

fassunggebende preußischeLandesversammlung Da brach der Kapp-
Putsch aus. Eine seiner Folgewirkungen war der Rücktritt des
Preußischen Kabinetts. An Stelle des Innenminifters Heine über-

nahm ichv unter der MinisterpräsidentenschaftOtto Brauns das

PreußischeMinisterium des Innern. Nun fiel mir die Aufgabe
zu, die Verfassungsvorlage vor der Tandesversammlung zu ver-

treten und damit die große Debatte zu
eröffnen, an der der Schöpfer der Reichs-
verf-assung, Hugo Preuß, hervorragenden
Anteil nahm. Hugo Preuß sah das Wesent-
liche für die Verfassung der Preußischen
Republik darin, »das Verhältnis Preußens
zum Reich und zu seinen eigenen Provinzen
im Geist der neueren Staatsordnung durch
demokratische Dezentralisation und Selbst-
verwaltung zu regeln«.

An die Landtagsdebatte schlossen sich
die langen Beratungen des Verfassungs-
ausschusses, der in die Verfassung die Be-
stimmungen über Volksbegehren und Volks-

entscheid hineinarbeitete. Das Wahlrecht
wurde auf 20 Jahre festgesetzt, statt, wie

vorgesehen, auf 25 Jahre. Am 26. November
1920 begann die dritte Lesung, die vier Tage
später, am Zo. November, ihren Abschluß
fand. Von 574 anwesenden Abgeordneten
stimmten 280 dem Versassungsentwurf in

seiner heute geltenden Gestalt zu.
Damit war die gesetzliche Grundlage für

den neuen preußischenVolksstaat geschaffen.
Sie gab den breiten Massen des Volkes das

Mitbestimmungsrecht an den Geschicken des
Staates und machte den Artikel 2 der neuen

Verfassung zur Wirklichkeit, der da bestimmt:
Träger der Staatsgewalt ist die Gesamtheit
des Volkes. Unter normalen politischen und

wirtschaftlichen Verhältnissen hätte die neue

Staatsform die reaktionären Zeitströmungen
spielend leicht überwunden. Außenpolitischer
Druck und innere Wirtschaftsnot aber be-

günstigen den reaktionären Widerstand nicht
nur, sondern auch den empörendsten Mißbrauch mit den neuen Volks-
rechten. Die Einrichtung der sogenannten kleinen Anfragen und das
Recht des Landtages auf Einsetzung von Untersuchungsausschüssen
werden nirgends mehr zu einer lächerlichen Farce herabgewürdigt, als
bei gewissen Parteien des Preußischen Landtags. Das ist eine dunkle

Kehrseite der Volksrechte, die aber in demAugenblick verschwinden
wird, in dem das Volk, befreit von seinen wirtschaftlichen Nöten,
auch von seinem Parlament ernste Arbeit verlangen wird.

Der Kern der Verfassung ist gut. Es ist kein Zufall, daß
gerade unter dieser Verfassung in all den Wirren der Rachkriegss
zeit Preußen der ruhende Pol in der Erscheinungen Flucht
geblieben ist. Das Werk, das vor zehn Jahren geschaffen wurde,
hat sich gerade in dieser schweren Zeit der Prüfung als gut, und

brauchbar erwiesen. Wir haben heute nicht Muße und Sammlung,
um zu feiern, es ist nicht die Stimmung, um Feste zu begehen.
Aber wir dürfen mit Recht und Stolz darauf hinweisen, daß die
vor zehn Jahren geschaffene Preußifche Verfassung gegenüber dem
bis dahin bestehenden preußischenVerfassungsrecht einen ungeheuren
Fortschritt bedeutet, daß sie den Weg ins Freie und zur Freiheit er-

schlossen hat. Die Wege zur Demokratie find geschaffen. Sie harren
des Volkes, das auf ihnen zielbewußt zu marschieren versteht.

M
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. Zur Zeitgcschichæä-
Ungarn nnd Deutschland.
Zum Besuch des Grafen Bethlen in Berlin.

Vom 22. bis zum 24. November hat der ungarische Minister-
präsident Graf Bethlen, einer Einladung des deutschen Außens
ministers Dr. Curtius Folge leistend, zum Besuch der Reichsregierung
in Berlin geweilt. Der Graf ist dem deutschen Volke kein Un-

bekannter. Seit dem April 1921 leitet er ununterbrochen als

Ministerpräsident die ungarische politik. Mit seinem Namen ist die

Geschichte Ungarns seit dem Friedensdiktat von Trianon auf das

engste verknüpft. Diese Geschichte ist gekennzeichnet durch das lang-
same, aber ununterbrochene Emporsteigen einer unterdrückten und in
den Staub getretenen Nation zu internationaler Bedeutung. Von
350 000 Ouadratkilometern, die das alte Ungarn umfaßte sind ihm
über 250 000 Ouadratkilometer in Trianon entrissen Und (vorallem)
unter der Tschechoslowakei, Rumänien und Südslawien aufgeteilt
worden. Von über 20 Millionen Einwohnern verblieben ihm nur

7,5 Millionen. Die ihm entrissenen Gebiete waren die Grundlagen
des früheren ungarischen Wohlstandes gewesen. Ungarn war zu
einem der kleinsten und wirtschaftlich schwächstenLänder Europas
geworden. Und trotzdem ist es heute wieder ein beachtlicher Faktor
in der europäischenPolitik. Die Rolle, die es in dieser spielt, hat
vor wenigen Wochen erst wieder der Abschluß des griechisch-türki-
schen Vertrages von Angora gezeigt. Dem Abschluß dieses Ver-

trages standen jahrhundertealte Feindschaft·und kaum überbrückbare

Schwierigkeitenzwischen Griechenland und der Türkei entgegen. Daß
sie trotzdem überwunden wurden und damit an die Stelle der bis-

herigen unruhigen Verhältnisse nunmehr friedlichere im Nahen
Orient getreten sind, ist unzweifelhaft ein Verdienst des Grafen
Bethlen. Er hat beim Abschluß des griechisch-tückische«Vertrages
eine wichtige Rolle als Vermittler gespielt, und damit Ungarn zu

einemchtMittelpunkt
der politischen Entwicklung in Südosteuropa

gema .

»

Jn Deutschland«ist dieser Wiederaufstieg Ungarns unter der
Fuhrung seines Ministerpräsidentenstets aufrichtig begrüßt worden
denn Ungarn und Deutschlandsind Schicksalsgenossen.Sie haben«die gleichenInteressen in den für sie an erster Stelle stehenden
Fragen, in der Revisionsfrage, der Reparationsfrage und der Ab-

rustungsfrage,·ohne deren gerechte Lösung eben eine Wiederher-
stellung wirklich friedlicher Verhältnisse in Europa nicht möglich ist.
Der Besuch des Grafen Bethlen in Berlin wird ohne Zweifel dazu
beitragen, diese Verbundenheit noch enger zu gestalten. Er galt,wie dies Graf Bethlen kurz vor seiner Reise nach Berlin im Aus-

WarkigenAusschuß des ungarischen Abgeordnetenhauses ausdrücklich
erklart hat, vor allem der Beseitigung gewisser Schwierigkeiten, die

sich,geborenaus den besonderen Verhältnissen beider Länder, in den
beiderseitigen Handesbeziehungen ergeben hatten. R.

Zehn Jahre Freie Stadt Danzig.
Als deutsche Stadt ist Danzig über 700 a re alt. m an en

Ablauf dieses Zeitraums aber gibt es kein-eJspchlimmersnsapiztelals die beiden mit der Überschrift»die Freie Stadt«. Das erste
umfaßt die sieben Jahre von 1807 bis 1814, das zweite erleben wir
selber seit 1920. In beiden Fällen ist es der Vernichtungswille
Frankreichs,der die Stadt aus dem Verbande Preußens löst, um

sie als Stützpunktder Verbindung mit dem heeresfolgepflichtigen
Polen«zu gewinnen und auf diese Weise auch von Osten her den

preußischsdeutschenGegner zu umklammern. Auf die Verschieden-
heit der allgemein-politischen Verhältnisse damals und jetzt ist hier
nicht einzugehen. Uns drückt die Gegenwart, und dieser Druck hat
seit der Ausrufung der Freien Stadt am 15. November 1920 ständig
zugenommen. Was der Gewaltspruch von Versailles erst eingeleitet,
hat Polens zielbewußter Drang gewiß noch nicht vollendet, aber
weit vorangetrieben. Die Wissenschaft des öffentlichen Rechts hat
für die Rechte Polens über Danzig keinen anderen als den

schonungslosen Ausdruck ,,Dienstbarkeit«. Auswärtige Vertretung,
Zollhoheit, Verkehrshoheit der Stadt sind in den Händen ihres
ärgsten Gegners. Der Hafen, Danzigs Werk und Stolz seit
700 Jahren, ist nicht mehr sein Eigen. Die Kriegsmacht Polens
nutzt ihn aus für ihre Schiffe und die Lagerung von Munition.
Die Danziger Wirtschaft, eingespannt in polens Zollsystem und

Handelspolitik, hat einmal unsere deutsche und danach noch zweimal
eine Inflation in Polen über »sichergehen lassen müssen. Kaum
aber hatte sie sich mühsam wieder aufgerichtet, da setzte Gdingens
großzügigsgewalttätigerWettbewerb und die Bedrohung durch die so-
genannte Kohlenmagistrale ein, die Danzig von der oberschlesischen
Verbindung einfach abhängt. So stockt der Handel, das Gewerbe, der

Verkehr, die Arbeitslosigkeit nimmt reißend zu—und einige zwanzig-
tausend Zuwanderer aus Polen, die doch ebensoviel Danzigern das
Brot wegnehmen, sind nicht loszuwerden, weil Versailles das

Danzig, Marienkirehe

angeblich verbietet. Der planmäßigen Überfremdungauf dem freien
Arbeitsmarkt entspricht der Zustrom polnischer Beamter, Arbeiter
und Angestellter in den Hafen-, Eisenbahn- und Postbetrieb. Wie

sich das alles in Verbindung mit der schwersten finanziellen Not

und unerträglich hohem Steuerdruck im Stimmungsleben des be-

drohten Deutschtums auswirkt, kann sich »auchmitfühlendes Ver-

ständnis sicherlich nur schwer vorstellen. Zehn Jahre Freie Stadt —

sie haben, eines auf das andere folgend, stets nur Schlimmeres ge-

bracht. Was aber wird die Zukunft bringen? Ärger als vergangenes
Leid drückt diese Sorge. Sie drückt die Danziger, und sie sollte
alles deut che Volk bedrücken. Denn mehr und Größeres steht hier

auf dem piel als eine alte Stadt, ein Hafen und 400 000 deutsche
Menschen Dr. wiiheimmaxkult

Die Wahlen in Polen.
Das Ergebnis der polnischen Wahlen ist, wenn man es nach

den Mandaten beurteilt, für die Minderheiten, und unter ihnen vor

allem für die Deutschen, katastrophal. An Stelle von 17 deutschen
Mandaten im vorigen Sejm (dazu noch 2 Deutschenauf der Liste
der polnischen Sozialdemokraten in Kongreßpolen) dieses Mal nur

6 Mandate im Abgeordnetenhausz an Stelle von 5 deutschen
Senatoren nur Z. Die Juden hatten das vorige Mal lö«Mandate;--
sie behalten 7. Die Ukrainer und Weißrussenhatten 49;·dieUkrainer
behalten 21 Mandate, die Weißrussen verschwinden völlig. Vielleicht
ist das Ergebnis für die Ukrainer und Weißrussen am beweis-

kräftigsten dafür, daß die Minderheiten nicht nur unter dem all-

gemeinen Terror gegen die Opposition überhaupt gelitten haben,
sondern daß spezifische Maßnahmen gegen die Minderheiten dazu-
gekommen sind. Denn der gläubigste Tor wird nicht lauben, daß
die kompakt siedelnden Ukrainer auf einmal ihr Herz ür das pol-
nische Vaterland entdeckt hätten, nachdem gerade sie in den letzten
Monaten unter Terrormaßnahmen von geradezu beispielloser
Scheußlichkeitgelitten haben.

Den Deutschen ging man zunächst im sicheren Graudenzer Wahl-
kreis mit dem einfachen Mittel zu Leibe, daß man die deutsche Liste
für ungültign

erklärte. Man erreichte dadurch, daß außer dem

Graudenzer andat noch ein weiteres Mandat von der Staatsliste
verloren wurde. Im übrigen lassen sich die deutschen Wahlstimmen
nur für Posen und Westpreußen einigermaßen mit den Zahlen
von 1928 vergleichen. Der Vergleich zeigt, daß der Stimmenrückgang
überall geringfügig ist. Wenn trotzdem außer dem Graudenzer
Mandat noch vier weitere Mandate verlorengingen, so liegt das

unächstdar-an, daß die olnischen Listen stärker blockiert waren und

infolgedessen bei der igenart des polnischen Wahlsystems, das
keinen festen Wahlquotienten kennt, der Wahlquotient fast doppelt
so hoch war. Trotzdem wären die Aussichten noch nicht so schlecht
gewesen, wenn nicht, vor allem in

Rorigiommerellemdörferweise die

Deutschen wegen fehlender polnischer taatsangehörigkeit aus den

Wählerlisten gestrichen worden wären. Es dürfte kaum ein Dutzend
Fälle geben, in denen die Streichung zu Recht erfolgte.

In Oberschlesien ist jeder Vergleich mit 1928 unmöglich. Die

Streichungen aus den Wählerlisten werden auf übers20 ooo geschätzt.
Dazu kam ein planmäßiger Wahlterror, den die Aufständischen

375



Der Heimatdieust

unter dem Schutz der Wojewodschaft und der Polizei durchführtenz
ein Terror, der es oft auch für den Mutigsten unmöglich machte,
vom Wahlrecht Gebrauch zu machen. Die Vorgänge in Hohen-
birken haben blitzartig die Zustände in Oberschlesien beleuchtet.
Was hier an Mißhandlungen — man muß fürchten, daß mehrere
Mißhandelte nicht mit dem Leben davonkommen werden — und
an vandalistischen Sachzerstörungenacht Iahre nach der Abstimmung
geschehen konnte, sollte endlich das Gewissen derer aufrütteln, die

durch eine sinnlose Entscheidung ein einst blühendes und fried-
liebendes Land dem Schrecken ausgeliefert haben.

So sind diese Wahlen, die als Triumph der Regierung Pilsudski
gefeiert werden, zu einer schweren Hypothek auf dem internationalen

Ansehen Polens geworden. Sache des Völkerbundes wird es sein,
den ,,heiligen Rechten der Minderheiten« mit Rachdruck Geltung
zu verschaffen. B.

Die Pazifizierung des Sultans.
Der Balkan wird nicht mit sUnrecht der Wetterwinkel Europas

genannt, hat er doch auf die Entwicklung der europäischenPolitik
von jeher einen großen und nicht immer günstigen Einfluß ge-
nommen. Um so erfreulicher ist die Feststellung, daß sich in der

letzten Zeit in den Balkanländern ein gewisses Solidaritätsgefühl
erkennen läßt und die Losung: »Der Balkan den Balkanvölkern«

erhöhte Geltung gewinnt.
So ist in diesem Zusammenhangauf die Agrarkonfes

renzen in Bukarest, inaia und Bel rad hinzuweisen. Es hat
sich auf diesen Konferenzen um die Fragegehandelt, wie diese
Länder, die fast ausschließlich Agrarländer sind der ungeheuren
landwirtschaftlichen Krise Herr werden können.

"

ier ist zum ersten
Male versucht worden, das Problem der Absatzkrise landwirtschaft-
licher Erzeugnisse .zu lösen, indem man diese Agrarländer in eine

gewisse Einheitsfront zu bringen bestrebt war, insbesondere auch
den westlichen Iniustrieländern,- also vornehmlich Deutschland gegen-
über, die für den Import der Agrarprodukte in Frage kommen. Die

Agrarstaaten wollen ihren Markt für die Industrieprodukte der west-
lichen Länder nur unter der Bedingung freigeben, daß sich diese
Länder auch der Einfuhr ihrer Erzeugnisse nicht verschließen. Zu-
nächst handelt es sich um die Vorbereitung der einheitlichen Organi-
sierung des Exports. Irgendwelche bindenden Beschlüsse über ein-

heitliche Maßnahmen sind noch nicht gefaßt worden. Jedenfalls
wird aber auch die deutsche Handelspolitik von diesen zu erwarten-
den Beschlüssen stark beeinflußt werden.

Unsere ganz besondere Aufmerksamkeit verdient auch die

Balkankonferenz, die vom 5. bis II. Oktober in Athen
getagt hat. Auf dem vor etwa einem Jahre gleichfalls in Athen
abgehaltenen Internationalen Friedenskongreß war die Anregung
erfolgt, einen Balkankongreß zur Prüfung der Frage eines Zu-
sammenschlusses der Balkanstaaten auf föderativer Grundlage ein-

zuberufen. Man hat sich im Verlaufe der Verhandlungen schließlich
auf das Ziel geeinigt, die Balkanländer in einem Staatenbund zu
vereinigen, wie er in Deutschland vor 1870 bestanden hat. Der

eigentliche Manager der Balkankonferenz is:
der griechische Politiker

Papanaftassiu. Die Regierungen selbst aben sich dem Kongreß
gegenüber zunächstsehr reserviert verhalten. Er wurde als ein völlig

krivatesUnternehmen erklärt. Bei der Wichtigkeit, die dieser
onferenz durch die auf der Tagesordnung stehenden Fragen bei-

gemessen wurde, ist es selbstverständlich,daß die Regierungen in
Wirklichkeit aber sowohl auf die Auswahl der Delegierten als auch
auf deren Stellungnahme zu den einzelnen roblemen zweifellos
starken Einfluß genommen haben. Nach flei iger und sorgfältiger
Vorbereitung und nach Überwindung mannigfacher Schwierigkeiten
trat der Kongreß endlich zusammen, zahlreiche Vertreter der sechs
Balkanstasaten, Rumänien, Iugoslawien, Albanien, Griechenland,
Bulgarien und der Türkei nahmen teil. - Daneben waren auch
Delegierte des Völkerbundes, des Internationalen Arbeitsamtes
und der Interparlamentarischen Union anwesend. Da die Bul-

aren ihre Teilnahme an dem Kongreß davon abhängig gemachtlgfattemda die Minderheitenfrage auf die Tagesordnung gesetzt
werde, mu te diese Konzesfion gemacht werden, um die Konserenz
nicht von vornherein zum Scheitern zu verurteilen. Nach einer ehr
lebhaften Diskussion hat man sich in dieser Frage auf eine ni ts-

fagende Kompromißformel geeinigt, die wenigstens die Konferenz
gerettet hat.

Die eigentliche Arbeit hat sich aber dem kulturellen und wirt-

YhaftlichenGebiete zugewandt und hier eine stattliche Anzahl von

esolutionen über die Vereinheitlichung von verkehrs-, wirtschafts-
und währungspolitischen sowie kulturellen Maßnahmen gezeitigt
zum Zwecke einer engen Zusammenarbeit der Balkanstaaten. Diese
Vereinheitlichkeitsbestrebungen sollen in einem zu errichtenden
Balkaninstitut kon entriert werden. Es erübrigt sich, auf die ein-

zelnen-derBeschlü se hier einzugehen da diese zunächstbei dem rein
privaten Charakter des Kongresses so gut wie gar keine praktische
Bedeutung haben. Sie stellen gewissermaßennur Empfehlungen an
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die Regierungen dar, die dann über ihr endgültiges Schicksal ent-

scheiden werden. Trotzdem kann dem Kongreß eine eminent politische
Bedeutung nicht abgesprochen werden. Sie liegt in der Tatsache,
daß diese in vielfache politische Gegensätze verftrickten Balkanländer
ihre Delegierten, wenn auch in privater Mission, so doch zweifellos
nicht ohne starke amtliche Einflußnahme zu einer gemeinsamen
Konserenz entsenden, die doch ohne Frage der Verständigung und
der Pazifizierung des Balkans dienen soll. Wir sehen hier die Kon-
turen eines zukünftigen Balkan-Locarno, vielleicht auch die ersten
Anfänge Paneuropas auf der Basis einer regionalen Zusammen-
fassung von Staaten. Man darf natürlich die ungeheuer großen
Schwierigkeiten nicht unterschätzen,die der Verwirklichung des dem

Kongreß vorschwebenden Ideals entgegenstehen. Denn, abgesehen
davon, daß die Balkanstaaten durch starke Interessengegensätzevon-

einander getrennt werden, so hat auf die politische Entwicklung des
Balkans auch heute noch das Kräftespiel der sogenannten Groß-
mächte einen maßgeblichen Einfluß. Wie Rußland schon jetzt in
dem Balkankongreß die Vorbereitung einer antibolschewistischen
Koalition wittert, so liegt es andererseits auf der Hand, daß
Frankreich und Ita ien auch ihrerseits fortfahren werden, auf die

Gestaltung der Balkanverhältnisse im Sinne ihrer Interessen und

Aspirationen Einfluß zu nehmen. Ob der Balkan schon jetzt so
stark und so reif ist, um derartigen Versuchen und Versuchungen zu
widerstehen, kann mit Recht bezweifelt werden.

Ein Ergebnis, das wie kaum ein anderes in den letzten Jahren
vom Gesichtspunkte der Befriedung des Balkans die Aufmerksamkeit
der Welt verdient ist die Aussöhnung zwischen Griechen-
land und der Türkei. In den letzten Oktobertagen hat der

griechische Ministerpräfident Venizeloss der türkischen Regierung
in Ankara einen offiziellen Besuch abstattet, und bei dieser
Gelegenheit sind ein Freundschafts- und Schiedsgerichtss sowie ein

Handelsvertrag und ein Flottenabkommen abgeschlossen worden.

Insbesondere ist das Letztere erwähnenswert, in dem sichbeide Staaten

auf der Basis der Parität bezüglich der Seerüstung geeinigt haben.
Wenn man sich vorstellt, wie diese beiden Völker jahrhundertelang
einen erbitterten Kampf gegeneinander geführt haben, so kann man

die Bedeutung der Verständigung ermessen, die wenigstens auf ab-

sehbare Zeit zwischen den beiden Staaten die Politik der Gewalt

ausschaltet. Es ist zwar nicht zu leugnen, daß die türkische Aus-
söhnung Mussolini tatkräftig gefördert und vielleicht auch zustande
gebracht hat, wie schon aus dem Danktelegramm hervorgeht, das
der türkische Außenminister anläßlich der Unterzeichnung der Ver-

träge Mussolini übersandt hat. Aus dieser Tatsache hat man auch
schließen zu können geglaubt, daß die italienische Politik die

griechisch-türkische Aussöhnung im Interesse ihrer Balkan-

aspirationen brauche. Es bestehen jedoch kaum Anzeichen dafür,
daß die griechisch-türkischeAnnäherung tatsächlich diesem Ziele
dienen soll. Wie dem aber auch sei, die Tatsache, daß die Konfliktss
stoffe zwischen Griechenland und der Türkei beseitigt worden sind,
ist für den Frieden auf dem Balkan von nicht zu unterschätzender
Bedeutung.

-

Das deutsche Institut für Zeitung-künde.
Das »Deut-sche Institut für Zeitungskunde« in Berlin ist

Mitte November aus einer vorläufigen Unterkunft in der Preußis
schen Staatsbibliothek in neue, für seine Lehr- und Forschungs-
tätigkeit besonders geeignete Räume übergesiedelt. Sie befinden sich
im sogenannten alten Marstall, Breite Straße Za.

Damit sind dem Institut auch räumlich die Möglichkeiten ge-
boten, seiner großen Aufgabe gerecht zu werden. In Lehre und

Forschung pflegt das Institut den Gesamtbereich des Zeitungs-
wesens. Die Ergebnisse seiner Arbeit sind in den Dienst der All-

gemeinheit und der beruflichen Bildungsbestrebungen der Zeitungs-
leute gestellt. Das nach jeder Richtung hin unabhängige Institut
dient auch den Lehrzwecken der Universität Berlin als zei-
tungsw.!is-senschaftliches Slemsinar.

Sachlich und gründlich hat das Institut auf der Grundlage fester
Tatsachen das Zeitungswesen und die in ihm wirksamen geistigen,
wirtschaftlichen und technischen Kräfte zu erforschen und seine
Rolle im öffentlichen Leben darzustellen. Die in den Kämpfen
unserer Tage und im überstürztenGegenwartsgeschehen in vorderster
Linie stehende Zeitung soll gleichfalls in dieser Arbeit Gelegenheit
zu ruhiger und rein sachlicher Wertung ihrer selbst finden.

So übt das Institut eine umfassende Auskunftstätigs
keit über alle Gebiete des deutschen und ausländischen Zeitungs-
wefens. Seine L ehrt äti g k eit geht — neben seiner akademisch-
seminaristischen Aufgabe —- besonders in zwei Richtungen. Es ver-

anstaltet zeitungsfachliche Fortbildungskurse, die
den Zeitungsleuten abseits von dersdrängenden Tagesarbeit Arbeits-
und Anschauungsmöglichkeiten zu vertiefter Erkenntnis wichtiger
Fragen ihrer sachlichen Tätigkeit vermittelt. Daneben verbreitet es

das Wissen von der Zeitung in alle Kreise, die mit der Zeitung und
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durch die eitung im öffentlichenLeben wirken. Daraus ergeben
sich Beziehsngenzur Deutschen Hochschule für Politik, zur Ver-

waltungsakademie, zu den Volkshochschulenu. a. m.

In seiner Forschungsarbeit gliedert sich das Institut in fünf
Abteilungen. Die erste umfaßt die deutsche Zeitungs-sammlung,die

zum Studium jeder Zeitung und· ganzer Zeitungsgruppen die

Unterlagen beschafft und zur Zeit mit dem«PreußischenStatistischen
Landesamt die erste große Zeitungsstatistik bearbeitet. Die zweite
Abteilung behandelt und bearbeitet den ganzen Aufbau und die

Arbeitsweise der Zeitung, die dritte befaßt sich mit den Wechsel-

wirkungen zwischen Zeitung und Umwelt, die vierte bearbeitet die

gesamte ausländische Presse, die fünfte Abteilung ist unter Leitung
des Ministerialdirigenten Dr. Kurt H aentzs chel selbständigund

bearbeitet das Preßrecht.
So sucht das Institut neben seiner wissenschaftlichen Aufgabe

auch prakti che Ziele zu erfüllen. Die Ergebnisse seiner Arbeit
dienen der ffentlichkeit auch insofern, als sie dazu beitragen sollen,
durch Klarlegung der Zusammenhänge und Methoden öffentlicher
Führung, soweit sie im Zeitungswesen Ausdruck finden, zur Förde-
rung sachlicher Politik das ihrige beizutragen. D ovifat.

Das Fiasko des Bc,,chewfsmns X Eindrücke aus Russland.
Von

Seit xZ Jahren steht, scheinbar gefestigt, der sowjetrussische
Rätestaat. Seit 10 Jahren funkt täglich der Moskauer Sender

seine Sirenenklänge »An Alle«.— Alltäglich kommen Meldungen
offiziösen Ursprungs aus dem Osten, die Rußland als ein Land

aufsteigender Wirtschaft und wachsenden Wohllebensgegenüber dem

von Krisen beschwerten Europa anpreisen. In der schweren Zeit, in

der sich Europa und insbesondere Deutschland befindet, stoßensolche
Heilsbotschaften häufig auf einen aufnahmebereiten Boden, um so
mehr, als es auch an der Möglichkeit einer unmittelbaren Kontrolle

fehlt. Die Wirklichkeit in Sowjetrußland, am Augenschein des All-
tags gemessen, gibt sehr viel andere Eindrücke, als die sehr geschickte
sowjetrussische Propaganda es will und als es auch ein wohlgesinnter
Kritiker Sowjetrußlands erwarten durfte.

Schon der Eintritt in das Land, in Dörfer, in Städte bringt
die erste Enttäuschung. Fremdartig, dumpf und düster mutet die

Atmosphäre den Besucher an, ohne daß er sich sogleich Rechenschaft
über sein Befremden ablegen kann. Langsam erst, insbesondere
wenn man bestrebt ist, nicht aus europäischen Vorurteilen heraus
dem Land Ungerechtigkeiten widerfahren zu lassen, formt sich an der

ständigen Wiederholung der Erscheinungen ein bestimmter Eindruck.
Die Häuser in den Straßen bieten das Bild einer völligen Ver-

wahrlosung.· Wenn früher in den Oststaaten die Spannung darin
bestand, daß fich nebennden unendlich vernachlässigten Miets-

kaseknen,«H«olzhausern,Hutten oder sonstigen Unterkunftsräumen
Palaste aufrichteten,ndie von Eleganz und einem aufreizenden Gegen-
satz der Lebensverhaltnissezeugten, so ist diese Spannung heute in
der Tat in Rußland beseitigt. Aber der Ausgleich ist nicht nach
oben oder auch nur nach der Mitte zu vorgenommen worden.

Paläste, Häuser, Hütten befinden sich heute in einem gleichen Zu-
stande der Verwahrlosung. Es gibt in ganz Sowjetrußland kaum
ein geputztes, kaum ein neu hergerichtetes Haus. Die Gebäude sind
verfallen, der Putz abgebröckelt,die Fensterscheiben demoliert, aus

den Eingängen der Häuser dringt übler Geruch heraus, Menschen-
massen ballen sich wie früher unter menschenunwürdigenVerhält-
nissen in den Wohnräumen. Die staatliche Hand, die heute allein·
über den gesamten Hausbesitz verfügt, hat es auch nicht in kleinem

Umfange vermocht, aus dem ihr anvertrauten Besitz Heimstätten für
Menschen zu schaffen. Die Reubautätigkeit, die seit den Jahren des

Bürgerkrieges aufgenommen worden ist, ist nach deutschen Maß-
stäben gemessenvon ganz geringfügigem Umfang. Man hat sich damit

begnügt, in den wenigen Großstädten einige Siedlungen für die be-

vorzugte Kategorie der Schwerstarbeiter einzurichten, aber auch die

Wohnungenin diesen wenigen Häuserblockssind überfüllt und schon
Jetzt im Zustande des Verfalls. Mehrere Familien müssen in den zwei
oder drei kleinen Zimmern wohnen. Der offiziell zugemessene Wohn-
raum beträgt nur drei Quadratmeter je Person, und dieses Maß wird
durch den unerhörten Mangel an Wohnungsraum auch innegehalten.
Geschäfte in dem landläufigen Sinne, in dem wir Geschäfte

verstehen, sind bis auf wenige Ausnahmen nicht mehr vorhanden.
Der private Sektor, der verblieben ist, ist erschreckend klein. Er er- .

streckt sich alles in allem im Norden Rußlands auf den Handel mit

Schuhbändern und Schuhcreme, Dingen, die zur Genüge da sind, weil
es an Schuhen fehlt. Im übrigen findet man ein paar Straßen-
händler, die mit Fallobft und im Süden mit Gemüse handeln. Das

ist«alles. Die Geschäftslokale, die früher in privater Hand waren,
sind sämtlich aufgehoben, geschlossen,stehen zerstört, verwildert, ver-

schmutzt da. Die Schaufensterscheiben sind smit Holz verschlagen, mit

Papier verklebt, eingeschlagen oder zum mindesten durch an-

gesammelten jahrelangen Schmutz völlig undurchsichtig gew,orden.
Die Straßen machen nach IZ Jahren Revolution den Eindruck eines
eben erst vom Bürgerkriege befreiten Ortes des Schreckens. Selbst
die staatlichen oder vergefellschafteten Geschäfte, die heute der Be-

darfsdeckung des Publikums dienen, machen von dem allgemeinen
Zustand der Verwahrlosung keine Ausnahme. Eine Pflege der

Auslagen gibt es nicht. Wahllos liegen seit Monaten ein paar
Waren in den Fenstern herum. Die Fenster sind ungeputzt. Auf
den Lebensmitteln sammeln sich Fliegen in unerhörtem Umfange.
Das Publikum wird- mit vollendeter Lieblofigkeit und Interesse-
losigkeit mit der ungepflegten Ware bedient.

»

kommen.

Mit den Verkehrsmitteln steht es nicht minder schlecht. Jn
Leningrad, einer Stadt von über 1 Million Einwohnern, gibt es

nur 60 Autotaxen, die dem gesamten industriellen und Geschäfts-
leben der Stadt dienen. Jn Moskau mit seinen über 2 Millionen

Einwohnern sind es 120 Autos. Die Gefährte, auf die man, von

der Straßenbahn abgesehen, angewiesen ist, sind die sogenannten
Jstwostschiks, die alten russischen Einspänner, die man aus den
Bildern der Vorkriegszeit kennt und die auch seit dieser Zeit, wie
man ihnen ansieht, unverändert abgenutzt und beinahe lebensgefähr-
lich im Gebrauch sind. Die Straßenbahnen stellen für den Passanten
ein ständiges Objekt des Kampfes dar. Jnfolge Mangels von Sach-
pflege ist der Abgang an Material größer als der Zugang. Die

Straßenbahnen reichen nicht im mindesten für den Verkehr aus und

sind ständig überfüllt. Die Menschen hängen wie Bienenschwärme
zu den Trittbrettern heraus. Sie müssen bis zu einer Stunde

warten, um Gelegenheit zu finden, mitzufahren, und stehen ian den

StraßenbahnhaltestellenReihe.

Noch wesentlicher ist aber, daß sich auch das Eisenbahnwesen
in der letzten Zeit in einem sichtbaren Zustand der Desorganisation
befindet. Bei der geringen Zugfolge sind die Züge der-artig über-
füllt, daß die gewöhnlichenReisenden 1o, 12, 14 Tage an den Aus-

gangsstationen warten müssen, um überhaupt einen Platz zu be-

Auf den Eisenbahnstationen unterwegs liegen die

Menschen auch bis zu drei Wochen. Die Bahnhöfe sind Obdachlosens
asyle, allgemeine Biwaks geworden, auf denen Männer, Frauen,
Kinder, ganze Familien mit jener Geduld und jenem Fatalismus,
der dem Russen eigen ist, wochenlang warten, bis ihnen das Glück

den Vorzug eines Platzes gewährt. Die Züge treffen, auch wenn

sie von den Ausgangsstationen pünktlich abgelassen werden, wie es

geschieht, an den Stationen unterwegs mit zehn- und auch zwölf-
stündiger Verspätung infolge der schlechten Kohlenbeschaffenheit ein.

Vor allem aber herrschen im Land Hungersnot und Jnflation.
Den Hunger illustriert die Tatsache, daß die offiziellen Rationen,
die verteilt werden, je Kopf des zum Bezuge berechtigten Arbeiters
nur 500 Gramm Brot betragen am Tage, 500 Gramm Perlgraupen
im Monat, 400 Gramm Makkaroni und 500 Gramm Zucker. Lebens-

mittel anderer Art, außer Wassernielonen, Tomaten, Gurken, sind
nicht zu finden. Die Fleischrationen betragen 1 bis 134 Pfund je
Monat, die Butterrationen zH bis zu einem Pfund je Monat, und

Milch ist nur für Kinder, und auch da nicht annähernd im erforder-
lichen Umfange vorhanden.

Die Jnflation charakterisiert die Tatsache, daß im freien Handel
- I Kilo Butter, wenn es erhältlich ist, 18 bis 20 Rubel, I Liter Milch s

1,40 Rubel, ein Ei 50 Kopeken kostet. Manufakturwaren, Schuhe
und Strümpfe werden nur einer Schicht von besonders Begünstigten
zuteil. Diese Waren werden unter den Bezugsberechtigten aus-

gelost, wobei im günstigsten Falle 10 v.H. der Bezugsberechtigten
die erstrebten Waren erhalten. Nach den Verhältnissen,wie sie in

einigen Städten vorgefunden wurden, hatte der Arbeiter bei nor-

malem Glück die Chance, innerhalb von sechs Jahren einmal ein

Paar Schuhe zu erhalten.
Es ist selbstverständlich,daß unter diesen Zuständen auch das

Aussehen der Menschen steht. Es gibt in Rußland heute keinen

Menschen mehr, der mit irgendeiner Spur von bescheidener Sorgfalt
angezogen wäre. Abgerissen, verschmutzt, ohne die notwendigsten
Kleidungsstücke, trägt heute die Bevölkerung ihr Leben durch den

Alltag. Man hat eine klassenlose Gesellschaft geschaffen, aber es ist
eine Gesellschaft auf der untersten Stufe der Kultur, fern. allen Maß-
stäben, die wir in Europa noch heute als menschenwürdig an-

erkennen müssen.
f

Über allem diesen herrscht als Gespenst, als Geißel, als eiserne
·

Klammer, die eine Empörung verhütet, die Diktatur. Es ist nicht
eine Diktatur des Proletariats, die nach dessen Wünschen und Be-

dürfnissenein neues Leben schafft, es ist die Diktatur einiger weniger
Machthaber, denen Europa fremd ist und die niit Bajonett und

Gewehr eine Generation vergewaltigen muß, weil sie sonst selbst von

dieser Generation zur Verantwortung gezogen werden würde.

377



Oer Heimatdiensi

Büchereingang
Grundzüge der Reichsinv-

fassung. Eine kurze But er-

kunde und Vollswirfcha ts-

lehre für Schulen aller Art,
von Studienrat Professor
F. Ehringhaus. Dritte ver-

esserte und erweiterte Auf-
lage. 25. S. 1980. Preis-
60 Pf. Verlag Banden-
hoeckä Rupreeht, Göttingen.

Arbeitgeber, Gewerkschaf-
teu, öffentlicheMeinung nnd

resse. Zeitgedanlen von

a. Curt Hennig. 62 S.
reis: 1 M. 1980. EDU-
uchvertrieb G. m. b· H»

BerliiisszehlendorL
Die ekle der Nord-starb

Erinnerungen an die Jnfel
Aler von Hermann Friedh-fen, Admiral a.D. 2 S.
Preis: geheftet 2,25 M.
QBehrs Verlag. Friedrich
Feddersen, Berlin u. Leipzig-

Gefchäftliche
Mitteilungen

Das dunkle Kuliuhaeheh
Wenn zu Braten, Wurst
und Schinken, schwange-
tronte Glafer winken- und
die frohe Tafelrunde jubelt
wie aus einem Munde-
Giht es höher denn Genuß?
Dann liegt nahe wohl der

Schluß: Kulmhacher Bier
it’s, was sie trinlen. —

emerkenswert ift der
starke Genußwert des dunk-
len Kulmbachev Biene
Genuß soll ein heglückens
des Gefühl hervorbringen,
ein liebliches und feelifthes
Wohlbe agen erzeugen. Das
feine unkle Kulmbacher
Bier hat diese Wirkung-
Die Anzei e in der hor-
liegenden usgabe verdient

Beachtung; die Gutachten
darin sprechen für fich.
Jede Auskunft gdtgern un-

verb. M.W. chneider,
Kulmbach 22lBah.

sie werden als unser Versicherter vollkommen als

Privatpatient
behandelt-

Ein Krankenschein ist nicht erforderlich.

lltlilllllllllllillllllllllltlslllllllllllllls-
lllll.-lills..Billill

Aktienkapital 5 Millionen RM

Reserven über 5 Millionen RlVL

spezial-Biiro für die Beamtenverbände
Otto Nack, Berlin 0 17, Am Ostbahnhot 12.
lch bitte um u n ve r b i n d l i c h e Zusendung ihres
Prospektes bezw. unverbindlieh bei mir vorzuspreehen.
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Zu beziehen

Das schönste Weihnachtsgeschenle
fiir Mütter and Xinderfreander

EIN JJIHRESKJILENDER

Mutter Und Kind
Ein Tageduchder Mutter fiir das Jahr 1931

Zwei Preisausschreiben jiir
die Beeieher des Kalenders

Herausgegeben im 4. Jahrgang von

Ädele schreiber

Preis nur 3.— RM

durch alle Buchhandlungen oder uom

ZENTMLVERLJIG G. M. B. H.

BERLIN 1735

hie liiitsigits
unter den Musikinstrumenten ist das Ecnnoniurm Es
lst des für gute Hausmusik geeignete Instrument und

jedem ersehwingiieh. sondersngebot verschiedener
Mai-ken, neu und gebraucht, doch tadellos.

Kelter-form ........... » neu M. 145
5 Oktaven ............ .. » 195
5 Okt» 9 Register .... » » 300
2 spiele, 12 Keg. ..... .. neu » 400
s » 12 » ..... .. neu » 450

Zlh » 14 » ..... « neu » 500

Oh » 19 500

» 2 midniixssss II 1250
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Kreebttreie Lieferung. Prosp. Il statt-.
Planes u. namenlosen-se sei-lis, Ums-trus- se

Neue u. gebr. Markenpianos speist-billig

An das

Die Pfalz unter französischer

Besatzung l918—1930
Kalendarische Darstellung der Ereignisse vom Einmarsch im

November 1918 bis leur Räumung am l. Juli 1930. Heraus-

gegeben vorn bayerischen staatsleommissar fur die Pfeil-.
453 seiten nebst einer topographischen Karte der Pjalz

Preis in Halbleinen gebunden RM. 10.75·

Ein Werk von groBer gesehichtlieher Bedeutung, dem das

amtliche Aktenmaterial zugrunde liegt. Niemals vorher sind

die Vorgänge in einem vom sieger besetzten Lande mit

solcher Genauigkeit und sachlichlceit festgelegt worden, wie

in diesem Buche.

Die Korridorgefalir
Das Problem des deutschen Ostens, der europäischen Ver-

ständigung, des Weltjriedene
. .Von «

Mit einem Geleirwort von Dr. Franz Thierjelden

Preis geheilet RM. -—.90.

Zu beziehen durch jede Buchhandlung; wo keine am Platze,
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muri-
Nach-

- in Gan-lein. b.
stehende lietern wir gsitt

lim. 30.-—- und gewähren ander-dein Zah· Zlungserleiehtg. durch Monate-raten von Em. I-

tzt-at sum-an, August Weltumsegler,
soeben erschienen, Rm. 8.——.

Hager, Roman. I- Kndolk Herze-, Der alten sehnt-naht

Lied, Novellen. I Karl Bauer-, Befehl des Kaisers, Roman.
cui-l Lade-is- sedleleh, Besonnte Vergangenheit Lebens-

erinnerungen. »I- lslaokketl llybety Der Gang der Uhr , Oæur As.'
2 d ovellen. Franz Wettel.Verdi, Roman einer Oper. « solicit-s

Rose,kleideschulmeister Uwe Karsten,Romnn,Ee-lbleinen. ITlIen von
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,,29 er cliiuenrotlier Königs-
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(natur l.95
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1.—, Titels-sein 0.75. Glas
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erkennungen. Teilzuhlungl
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see
Greise
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Kleides-spielen
in U Monaten korrekt noch

Noten, jedoch fabelh. leichte
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siker-. ros elet Nr. B Ia

sofort kosten os das-abverd-
L Boden Hinten-Boden-

ill Hecken-.Milc- li. Hallllfilmmccib
Mitten Einzeisund Untiieniiiiiiei

Einmalige Gelegenheit-
1 vollständiges Schlafzimmer
schwer Eiche nur M. 650.—

MållelllllusLindkmllllllMIEZM
seit 4o Jahren Berlin UD43, Gollnoioiti.28-29.

Achtung! 4 Schaufettstevl Achtuusl

Die spitzenleislung
der deutschen sprech-unanwen-industrie-
Prels ab Fabrik nur ls Irrli- — 1 Jelir Garantie

IIIIIGIMTIIIIIIWJIIIde warnenriiir
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Was fördert besser die Gemütlichkeit im
trauten Heim als ein Becher «Echtes« bei

FeselligemBeisammenfein im Familien-
reise!

Man fühlt sich wohl und bleibt zu

sause,wo rechte Pflege gemütlicher
äuslichkeit waltet. Heimfreude wird

dur «Stimmung’
er ielt, durch freundlich-

fried ichen Ton, urchMusik, durch geistige
Anregung, durch angenehme Menschen,
durch fein-dunkles Kulmbacher Bier.

Es ist ein haltbares starkes Bier, das
man unbesorgt das

Cgan
e Fahrin den

Keller le en»kann. s leit stets frisch
und woh b»ekommlich. »

Etwas fur Kenner und Feinschmecken
»Es ist einFeiertagsbier. Wenn

die ausfrau an Sonn- und Festtagen
zum raten ein paar laschen davon mit

auf den Tis stellt, o werden alle die

derständnisvo e Beigade mit reuden

empfinden. Auch eine leckere ereiche-
rung des Abendtisches ist es.

Es ist ein Krankenbier. Bei Bleichsucht
und Magerkeit wird es ärztlich verordnet.
Es macht Appetit, regt an, belebt. Schon
manchen Kranken hat es wieder frisch

und

lebensfroh gemacht. Es gibt kein esseres

tBieriEs ist wie Arznei nnd Stärkungss
ran .

Die Frauen lieben eg. Es fördert Ge-

sundheit und Wohlbefinden, be iinstigt

VerdauuäiF
und Stoffwechsel, ver ilft zu

ftraf ein uchfe, fester FigurnatnrschönerSch ankheit und blnhen ein Aussehen.Es

ist mild und voller Wohlgeschmack·
Sein Weltruf ist be rundet auf jahr-

hundertealte Mälz- un Brauerfahrung,
auf die traditionelle Verwendung seitherGersteni und

Fopfensortem
Das Ku m-

bacher Brautoa er ist vollkommen weich.
elfenquellen des

gichtelgebirges
und l i e ß t d u r ch

ranit
Gutes Bier in jedes deut-

sche Heim! Sie bekommen Kulms

bacher ein-Dunkel in fchmucken Sekt-

flaschen irekt von der Quelle ins Haus-
Legen Sie sich eine Kiste davon in den
Keller. Sie werden das· gerne immer
wieder tun. Es it ein Bier furs eiml

Kiste ,,Bavreuth zu 48 Dreivierte iter-

Falschen, Inhalt ungefahr 0,72 Liter, zu
43,75 M., Kiste ,,Kulmbach« zu 24 Drei-
viertellitersFlaschen, Inhalt ungefahr
0,72 Liter, zu 23,50 .,

ab Kulmhach

gegenNachnahme mit 2 v.H.»Skonto.
a r a n t i e : Speienfreie Zurucknahme

der
isganzenSendung zum vollen Wert

bei ichtzusage·

Es entspringt den

Weihnachtshiek
An sehr kalten Tagen wird kein Bier

verfchiclt. Bestellen Sie darum Ihren
Bedarf für Weihnachten und Neuiahrkbitte, rechtzeitig! Kein Beim ohne Bier

,,.
. . Herrgott! So egicFrazizkllJchädeum eden Tro en. o um a er

Bierlx pf
E. N. in Elberfeld. »

,,. . . Wann werden wir wohl wieder
mal so herrliches KulmbacherBier kriegen.
Alle sind des Lobes voll gewesen.

Dr. S. in H.

,,. . . Und dann erwartet Euch noch «ein
anz besonderer Genuß bei funs liebe

7 reunde: Wir haben eine Kiste unkles

Kulmhacher Bierl« Aus einer Einladung.
,,. . . übermorgen werden wir»Kulm·

bacher trinken. Jch kann’s gar nicht er-

warten. Das leetemal hat's uns noch
lau e geschmeckt. Wir kommen gern und

wer en sehr gemiitlich fein.« ·

Aus einem Briefe.

,,. . . Die reude meines Alters it das
dunkle Kulm acher Bier an jedem onn-

tag. Was so wonnig schmecktund fo vor-

trefflich bekommt, das kann bei Gott nicht
aden.« . J. in M.

,,. . . Das Bier chmeckt aus ezeichnetl·'
San.- at Dr. Seg»Bad L.

»Das Bier, das nicht getrunkenwird,
hat seinen Beruf verfehlt!«

·

Vielbelachter Ausspruch des Abge-
ordneten Alex. MeeeriBreslauim

Preuß. Abgeordneten aus am 21. l. so.

Wir garantieren siir gute Ankunft des Vieres

M. W. Hillllclich Knlmlllllll22

Ausschneiden und mit der Bestellungeini
schickenan Brauereivertrieb M.W. Schneider,

Kulmbach 22.

MeldullkiilssGlllitllklu
gültig bis 15. Januar 1931.

Der Einsender dieses Gutfcheines erhält
5 v.H. Weihnachtssiiiahatt auf die Ori-

ginalpreise. Die Bestellung wolle man sorechtzeitig schicken, daß der Verfand n

Ruhe bei guter Witterun erfol en kann.
Bei trenger Kälte kann ulmba er Fein-
Dun el-Bier nicht versandt werden.

Diesen Ausnahme-Nehmt erhält eder

Leser dieser Zeitun , wenn die Beste ung

bis lö. 1. 31 einträft
Brauereiveririeb M. W. Schneider-,

Kulmbach 22.

Voreinfendung spart Kosten. PosifcheckkontoNürnberg 18718
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H- C. Ändersens Märchen
mit Einleitung von Drot Dr. Edv. Lehmann u. den richtigen alten hübschen

lllustrationen
von Wilhelm Dedersen

Die berühmten Andersens

lllärehen werden von allen.

Kindern verstanden, und doch

zielen diese Geschichten, für
Kinder erzählt, von Kindern

i«

gehört und gelesen, weit

höher. sie sprechen durch das

Kind zu dem Erwachsenen,
und dureh ihren seherz rufen

sie den Ernst herbei. Der

Gedanke, der dahinterliegt,
wenn er am meisten scherzt,
ist der, weleher die gesamte
Dichtung der Bomantilr er-

kiillte — der Gedanke an zwei

lWelten, eine höhere und eine

niedere, der Gedanken und

der Wirklichkeit, das wahre

Leben und das falsche.

Diese Weihnachtsausgabe

Andersens stät-them
die der Ver-la anlälilidi des t25. Geburtstases des Dichters

herausgibt. ent iilt alle die bekanntesten Märchen und wird in

24 stoshelten
versandt. Jedes a 64 seiten und gedruckt auf ausgesucht

reinem, holzireiem Papier und versehen mit etwa

400 Illustration-II-

lllsss llltkll llskl lll llllllllilllllslllscllll llllll lsllllilt
und der Verlag hat deshalb beschlossen, eine Riesenauklage
dieser Weihnachtsausgabe zu verteilen. so dali jeder Leser
dieses Blattes

erhalten kann.

Wägen
des billigen Drndcsadienportos wird das Werk nach

un nach, und zwar wöchentlich mit einem Grolthett jedes-
mal versandt. Unsere reinen Portoauslagen betragen 8Pfg.

er Groliheit Nur diese geringe Ausgabe mull der Emp-
änger selbst bezahlen, also 24 Grollhekte a 8 Pfg-. = im

ganzen kiir das ganze Werk Mk. 1,92, weldien Betrag wir
bitten, per Naehnalnne aut einmal erheben zu dürfen, wenn

die Lieferung beginnt, weil die Naehnahmespesen sonst zu

hoch werden.

Dieses Angebot kann nur durch die Post bedient
werden, und ist iiir den Verlag nur 10 Tage bindend.

Aber vergessen sie nicht«-

Der Coemon ist sofort einst-senden-

Gatsehetn. A. 49

Piir den Verlag nur 10 Tage bindend.
(Gilt nur in Deutschland.)

Au

Getion-verlag G. m. b. kl.
Berlin sw 48.

Ich erbitte: E. C. Andersens
Mä r ch en in beschriebenen 24 Grob-
hekten gratis. Ich habe auBer den

Nachnahmespesen (30 Pkg.) nur wie

angegeben 8 Pfg. pro Grobheit für
Porto zu bezahlen.

Andere Verpflichtung-. übernehme

Name ........................................................ ..

Adresse :

. . . . . . . . . . . . . · . . . . . . . - . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . · . »

Bitte deutlich schreiben.
Weder Karl-en noch Geld beilegen.
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